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Die Schöpfung bewahren - 
Die Zukunft gewinnen 

!• Freiheit verantworten, Leben und Menschenwürde schützen so- 
wie den inneren Frieden sichern — das vor allem meinen wir, 
wenn wir für ein klares Wertebewußtsein plädieren 

*!• Wirtschaftskraft entfalten, sozialen Halt geben und men- 
schengerecht modernisieren — darin vor allem bewährt sich 
die Soziale Marktwirtschaft 

1. Mehr Beschäftigung und nachhaltige Verringerung der 
Arbeitslosigkeit bleiben eine zentrale Aufgabe der Po- 
litik 

2. Wir schaffen neue Freiräume für persönliche Leistung 
und eigenverantwortliches Handeln 

3. Wir müssen den Strukturwandel bewältigen, unsere 
Wettbewerbsfähigkeit sichern und den Welthandel of- 
fenhalten 

4. Wir brauchen eine zuverlässige und kostengünstige 
Energieversorgung, die höchsten Anforderungen der 
Sicherheit und des Umweltschutzes standhält 
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5. Nur eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik ermöglicht 
sozialen Halt und praktische Solidarität mit dem 
Schwächeren in unserer Gesellschaft 

III. Menschliche Geborgenheit wachsen lassen, die Umwelt schüt- 
zen und die Chancen der Freiheit mehren — dadurch soll sich 
unsere humane Industriegesellschaft auszeichnen 

1. Wir wollen menschliche Bindungen stärken — durch 
eine Politik für die Familien, für Partnerschaft zwi* 
sehen Mann und Frau, für das Miteinander der Gene 
rationen 

2. Heimat soll erfahrbar sein, und gerade der ländliche 
Raum muß Zukunft haben 

3. Die Schöpfung bewahren heißt auch: die Umwel* 
schützen und für unsere Kinder und Enkel erhalten 

4. Wir wollen mehr Freiheit, damit die Chancen wachsen 
für sinnerfülltes Tun, auch in Mitverantwortung fuf 

den Nächsten 

IV. Das gemeinsame Erbe unserer Nation pflegen, die Anzie' 
hungskraft Berlins stärken und nach Freiheit für alle Deut- 
schen streben — das ist Politik für Deutschland 

V. Unsere Außenpolitik dient dem Frieden 
1. Die Atlantische Allianz ist der Garant unserer Freiheit 

und Sicherheit 
2. Europa ist unsere politische Zukunft 
3. Wir wollen die Beziehungen zur Sowjetunion und den 

Staaten des Warschauer Paktes intensivieren 
4. Wir streben intensiv nach Abrüstung und Rüstung8' 

kontrolle 
5. Mit einem gerechten Interessenausgleich zwischen 

Nord und Süd wollen wir zum Frieden in der Völkerge' 
meinschaft beitragen 
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j^ie Koalition der Mitte hat von den 
Wählern erneut einen klaren Regierungs- 
auftrag erhalten. Unsere Mitbürger wol- 
len, daß wir Freiheit, Frieden und 
Gerechtigkeit sichern. Sie wollen, daß wir 
uie uns anvertraute Schöpfung bewahren 
Und gemeinsam die Zukunft gewinnen, 
^och vor gut vier Jahren befand sich 
JJnser Land in einer schweren Krise. Wir 
naben diese gefährliche Schwächephase 
überwunden, und wir haben ein stabiles 
^ndament für die Gestaltung der 
Zukunft geschaffen, 
^er tiefgreifende Wandel unserer Zeit 

ewegt die Bürger in ihrem Lebensalltag. 
•ele Menschen sehen sich im Zwiespalt 

Widerstreitender Gefühle. Wir wissen alle 
um die faszinierenden Möglichkeiten der 
Modernen Naturwissenschaften, aber wir 
Wissen auch, daß nicht alles, was tech- 
nisch möglich und ökonomisch vorteil- 
haft erscheint, unter humanen Gesichts- 
punkten wünschenswert ist. 
J^ir erleben täglich, daß die Völker der 
trde voneinander immer abhängiger wer- 

en. Gleichzeitig sehnen sich die Men- 
jCnen nach Heimat und überschaubaren 
Lebensverhältnissen. 

erständlich ist ein weit verbreitetes 
,cherheitsbedürfnis, daß immer umfas- 

sender wird, obwohl doch jeder weiß, 
daß sich nicht alle Risiken des Lebens 
^schalten lassen. 
In Unserer säkularisierten Welt ist die 

Uche nach Lebenssinn schwieriger 
^Worden und die Lebensängste werden 
Srößer. Und wie in allen Zeiten großen 

nibruchs wird die Spannung zwischen 
K°ntinuität und Fortschritt, Tradition 
nd Moderne auch heute stark empfun- 

den. 
lr wollen für die geistigen Strömungen 

nserer Zeit sensibel sein — wohlwis- 
Send, daß Politik mit Widersprüchen und 
^cn mit Gegensätzen leben muß. In der 
uemokratie kann und darf Politik die 

Aufgabe der Sinnfindung dem Bürger 
nicht abnehmen. Sie muß die Wirklich- 
keit nüchtern wahrnehmen, tatsächliche 
Zukunftschancen erkennen und sie, wenn 
möglich, nutzen. 
Wir haben erlebt: Schnelle Antworten 
führen oft zu falschen Lösungen. Wir 
müssen unsere Entscheidungen frei von 
Routine und eingefahrenen Betrachtungs- 
weisen treffen können. Gefordert sind 
von uns allen Offenheit und Einfühlungs- 
vermögen, Nachdenklichkeit und Ideen- 
reichtum, aber auch Standfestigkeit, 
besonders dort, wo es um die Grundwerte 
der inneren und äußeren Politik des Lan- 
des geht. 
Unser Leitbild ist eine Gesellschaft, in 
der sich der einzelne frei entfalten kann, 
auch und gerade in der Verantwortung 
für den Nächsten. Daraus ergeben sich 
zentrale Ziele unserer politischen Arbeit: 

Erstens: Wir wollen das Wertebewußtsein 
schärfen, insbesondere den Sinn für den 
Zusammenhang von Freiheit und Verant- 
wortung. 
Das für uns gültige Wertesystem, wesent- 
lich durch Christentum und Aufklärung 
geprägt, gründet auf der Einzigartigkeit 
jedes Menschen, auf der Achtung vor 
dem Leben, der Menschenwürde und der 
persönlichen Freiheit. Wie bedeutsam 
diese Werte bleiben, zeigt uns die aktuelle 
Diskussion über Ethik der Forschung 
und Schutz des menschlichen Lebens. 
Auch die Wahrung des inneren Friedens 
ist im Kern eine Frage der Freiheit und 
ihres verantwortungsvollen Gebrauchs. 

Zweitens: Wir wollen in einer leistungs- 
starken Wirtschaft sozialen Halt geben 
und so die Freiheit materiell stützen.Nur 
wenn die Prinzipien der Sozialen Markt- 
wirtschaft angewendet werden, können 
auf die Dauer Wirtschaft gedeihen und 
soziale Sicherheit bestehen. Damit müs- 
sen sich Leistungswille und Kreativität 
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verbinden. Dann können wir den 
Anschluß an die Weltspitze halten, neue 
Arbeitsplätze schaffen und den sozial 
Schwächeren zur Seite stehen. 
Am Herzen müssen uns insbesondere 
jene liegen, die keine machtvollen Ver- 
bände und Fürsprecher haben. 

Drittens: Wir wollen, daß die Bürger in 
einer menschengerechten Lebensumwelt 
Geborgenheit erfahren und mehr Frei- 
heitschancen erhalten. 
Vor allem wollen wir menschliche Bin- 
dungen erhalten und stärken. Das betrifft 
die Familie ebenso wie das Verhältnis 
zwischen den Generationen und in einem 
weiteren Sinn die Verbundenheit mit der 
Heimat, wie etwa die Bodenständigkeit, 
gerade auch im ländlichen Raum. Fami- 
lienförderung und so verstandene Agrar- 
politik, aber auch der Schutz der natürli- 
chen Lebensgrundlagen weisen weit über 
die materielle Dimension hinaus. 

Viertens: Wir wollen, daß alle Deutschen 
eines Tages wieder durch gemeinsame 
Freiheit in einer europäischen Friedens- 
ordnung vereint sind. Deutschlandpolitik 
heißt für uns außerdem, Menschen zuein- 
anderbringen, weil sie zusammengehö- 
ren. Deshalb müssen wir das Bewußtsein 
für die Einheit unserer deutschen Nation 
stets wachhalten. Dazu gehört die Treue 
zu Berlin. Unser Standort ist und bleibt 
die freie Welt; denn die Freiheit ist der 
Kern der deutschen Frage. 

Fünftens: Damit der Friede dauerhaft 
gesichert wird, wollen wir als verläßlicher 
Partner in der westlichen Wertegemein- 
schaft auf weltweite Achtung der Men- 
schenrechte und aufgerechten Ausgleich 
zwischen den Völkern hinwirken. 
Realistische Entspannungspolitik ist ein 
notwendiger Beitrag zur Friedenssiche- 
rung: realistisch, weil wir nie den grund- 
legenden Unterschied zwischen Demo- 
kratie und Diktatur verwischen dürfen 

und entschlossen sind, unsere Freiheit 
und unsere Sicherheit zu bewahren; Ent- 
spannungspolitik, weil so Menschen und 
Völker einander näherkommen können, 
Grenzen offener werden und die Aussicht 
auf weltweite Achtung der Menschen- 
rechte verbessert wird. 
Diese fünf Ziele beschreiben nicht nur 
unser Arbeitsprogramm für die Legisla- 
turperiode bis 1990. Sie verdeutlichen 
eine Politik, die Weichen stellt ins näch- 
ste Jahrhundert. 
Einen langfristigen Zukunftsentwurf 
benötigen wir in der Bundesrepublik um 
so mehr, als wir auch die Folgen der 
gewaltigen Umbrüche in der Bevölke- 
rungsentwicklung bewältigen müssen, die 
jetzt schon spürbar und absehbar sind. 

Auf uns kommen schwerwiegende Bela- 
stungen zu. Vom Geburtenrückgang sind 
so unterschiedliche Bereiche wie Alters- 
sicherung und Bildungswesen, wie Woh- 
nungsmarkt und die Personalstärke unse- 
rer Bundeswehr betroffen. 
Auch die Umkehrung der Alterspyramide 
und die bevorstehende Überalterung stel- 
len unsere Gesellschaft vor völlig neue 
Aufgaben. 
Die Schwierigkeit angemessener Lösun- 
gen wird darin bestehen, Prioritäten zu 
setzen, den richtigen Zeitpunkt zum Han- 
deln zu bestimmen und einen fairen 
Interessenausgleich herbeizuführen. 

Das kann nur gelingen, wenn jeder seiner 
eigenen Verantwortung gerecht wird und 
den ihm möglichen Beitrag leistet. Die 
Bundesregierung ist zum offenen 
Gespräch bereit — zuerst und vor allem 
hier im frei gewählten deutschen Parla- 
ment. 
Auch die Opposition hat einen Auftrag 
der Wähler erhalten. Auch sie trägt eine 
wichtige Verantwortung im Dienst am 
Bürger. Bei allem, was uns trennt, wäre es 
gut für unser Land, wenn diese gemein- 
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same Verantwortung zum gemeinsamen 
"andeln dort führen könnte, wo es um 
Schicksalsfragen unserer Nation geht. 

fc'nen intensiven Dialog wollen wir auch 
mJt den wichtigen gesellschaftlichen 
Gruppen in unserem Land führen: 

~~~ mit den Tarifpartnern, denn ohne sie 
kann es uns nicht gelingen, unsere Volks- 
wirtschaft zu modernisieren und Arbeits- 
P'ätze zu schaffen; 

~~ mit Wissenschaftlern und Künstlern, 
Qenn unsere offene und freie Gesellschaft 
jst angewiesen auf ihre Ideen und auf 
,hren Intellekt; 

~~ mit den vielen in Vereinen, Verbänden 
^nd Gruppen, die sich im Dienst am 
Nächsten engagieren; 

"""• mit den Kirchen und Religionsgemein- 
schaften, denn sie können das Wertebe- 
^ußtsein stärken. Für ihre vielfältigen 
D>enste sind wir dankbar. 
v°r allem aber wird unsere Gesellschaft 
Menschliche Wärme nur in dem Maße 
ausstrahlen, in dem jeder einzelne seiner 

Wer zur Gewaltanwendung bereit ist, 
St*gt der inneren Friedensordnung unse- 
r*r Republik den Kampfan. Wieviel uns 
«lese Friedensordnung wert sein muß, 
ehrt die leidvolle Erfahrung unseres 
°lkes in diesem Jahrhundert. 

erantwortung gerecht wird — in der 
amilie, gegenüber Nachbarn, gegenüber 
chwächeren und Benachteiligten, aber 

auch gegenüber der Natur. 
Ie Bundesregierung kann durch ihre 

faktische Politik wichtige Zeichen für 
je Entwicklung in die Zukunft setzen. 
Ie kann, muß und wird sich dabei selbst- 
erständlich der geistigen Auseinander- 

ging stellen. 

I. Freiheit verantworten, 
Leben und Menschenwürde 
schützen sowie den inneren 
Frieden sichern - das vor 
allem meinen wir, wenn wir 
für ein klares Werte- 
bewußtsein plädieren 
In unserer Zeit wird die Notwendigkeit 
ethischer Maßstäbe, wie sie auch Grund- 
lage unseres Grundgesetzes sind, immer 
stärker empfunden. Fortschritt — das 
wissen wir — hatte schon immer seinen 
Preis. Aber wir wollen seinen Nutzen für 
die Menschen nicht missen. 
Unser Lebensalltag ist von vielen Bela- 
stungen befreit, die frühere Generationen 
noch selbstverständlich ertragen mußten. 
Der medizinische Fortschritt hat die 
Lebenserwartung erheblich verlängert. 
Erfindungsgabe hat unseren Arbeitsalltag 
erleichtert und uns zu einem Wohlstands- 
niveau verholfen, das wir kaum noch zu 
schätzen wissen, weil es für viele so all- 
täglich geworden ist. 
Der demokratische Rechtsstaat brachte 
uns Freiheit und Frieden im Innern. Die 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
der Sozialen Marktwirtschaft, die wir 
Deutsche nach Krieg und Diktatur ver- 
wirklicht haben, gewährleistet unsere 
soziale Sicherheit. Diese Errungenschaf- 
ten gilt es zu bewahren. 
Die Chancen des wissenschaftlich-techni- 
schen Fortschritts müssen wir auch in 
Zukunft nutzen. 
Aber es wird uns auch immer bewußter, 
daß wir in Bereiche vorstoßen, die die 
Grundfragen menschlicher Existenz 
berühren. Jeder spürt, daß es Grenzen 
gibt, die wir nicht überschreiten dürfen. 
Deshalb müssen zum Erkenntnisdrang 
ein Höchstmaß an Sachkenntnis und sitt- 
liche Verantwortung treten. Wissen und 
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Gewissen lassen sich nicht voneinander 
trennen. 
Das Leben zu schützen und die Achtung 
von Personalität und Würde des Men- 
schen zu gewährleisten sind eine Staats- 
aufgabe ersten Ranges. Eine von der Bun- 
desregierung eingesetzte Kommission aus 
Moraltheologen, Natur- und Geisteswis- 
senschaftlern sowie Rechtsexperten hat 
dazu — vor allem zur Gentechnologie — 
Empfehlungen vorgelegt. Wir werden 
daraus die notwendigen Konsequenzen 
ziehen. 

Zusammen mit den Ergebnissen der 
Enquete-Kommission Gentechnologie 
des Deutschen Bundestages bilden diese 
Empfehlungen die Grundlage für unsere 
Beratungen über ein Embryonenschutz- 
gesetz und für andere gesetzgeberische 
Maßnahmen. Dabei sind auch die kom- 
plizierten Fragen im Zusammenhang mit 
Leihmutterschaft und künstlicher 
Befruchtung weiter zu klären. Wir wer- 
den es nicht zulassen, daß der Mensch 
zum Gegenstand genetischer Manipula- 
tionen herabgewürdigt wird, und der 
Wunsch nach Kindern darf nicht zu 
unwürdigen Geschäften führen. 

Zum Umgang mit dem Fortschritt in 
unserer Welt gehören Behutsamkeit, 
damit uns der Fortschritt nicht über den 
Kopf wächst, aber auch Mut zur For- 
schung, weil wir sonst gegen Elend, Not 
und Krankheit in der Welt nicht das 
Menschenmögliche täten. 

Daß die Erfüllung dieser Aufgabe für 
jeden einzelnen schicksalhaft sein kann, 
zeigt eine lebensgefährliche Bedrohung, 
die die Menschen auch in unserem Land 
aufrüttelt: AIDS. Diese Krankheit ist bis- 
her unheilbar. Es gibt weder einen Impf- 
stoff noch ein Heilmittel. Sie zu finden ist 
jeder Anstrengung wert. Kein sinnvolles 
Forschungsvorhaben darf und wird an 
fehlendem Geld scheitern. 

Durch eine Pflicht für Labors zu anony- 
men Berichten sollen in einem Zentralen 
AIDS-Infektions-Register verläßliche 
Daten über die Ausbreitung der Krank- 
heit gesammelt werden. 

Der Kampf gegen AIDS fordert alle ver- 
antwortbaren Anstrengungen zum Schutz 
der Gesunden vor Ansteckung — dazu 
gehören die notwendigen Tests — und 
zur Hilfe für die Erkrankten und Infizier- 
ten. 
Wer AIDS ohne Rücksicht auf andere 
verbreitet, gegen den werden wir mit 
allen rechtlichen Mitteln vorgehen. Doch 
wichtiger ist, daß jeder weiß, was er tun 
kann, um Ansteckung zu vermeiden. Für 
eine Offensive gegen AIDS werden alle 
•notwendigen Mittel zur Verfügung ste- 
hen, auch für die besonders dringlichen 
und erforderlichen Aufklärungsmaßnah- 
men. 
Notwendig ist sittlich zu verantwortendes 
Verhalten. Mancher denkt heute ganz neu 
über den Wert sittlicher Normen für die 
menschliche Existenz nach. 

Es wächst wieder der Sinn für verantwor- 
tete Freiheit, wo der einmalige Wert des 
menschlichen Lebens auf dem Spiel steht- 
Diese Stärkung des Wertebewußtseins ist 
auch die beste Voraussetzung für einen 
wirksamen Schutz des ungeborenen 
Lebens. 

Wir alle sind verpflichtet, das in unserer 
Kraft Stehende zu tun, um die erschrek- 
kend hohe Zahl von Schwangerschaftsab' 
brüchen aus sozialer Notlagenindikation 
soweit wie möglich zu senken. Wir wer- 
den ein Beratungsgesetz erlassen, das de11 

Schutz des ungeborenen Lebens entspre- 
chend der Grundsatzentscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts von 1975 in 
den Mittelpunkt stellt. Die staatliche För- 
derung wird verbessert, und wir werden 
auch die notwendigen flankierenden 
Maßnahmen ausbauen. 
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'"er stoßen wir aber auch an die Grenzen 
der Möglichkeiten des Staates. Entschei- 
dend ist letztlich die Einstellung der 
Gesellschaft, der Menschen in unserem 
Land, zum ungeborenen Leben und zur 
Familie. 
wer sich Rechte anderer eigenmächtig 
erfügbar macht — insbesondere das 

•~ebensrecht —, der erschüttert das Fun- 
ament der Werteordnung, die unsere 

Gesellschaft zusammenhält. 

iyir bekennen uns ausdrücklich zu einer 
Gesellschaftsordnung, die die Freiheit 
aes einzelnen sichert; und in der Vielfalt 

nseres Gemeinwesens sehen wir ein 
Gütesiegel deutscher Demokratie. Aber 
Serade eine offene und pluralistische 
Gesellschaft braucht die Bereitschaft 
* 'er Bürger, Konflikte, die sich aus 

Verschieden in den Interessen oder 
"einungen ergeben können, friedlich 
nd in gegenseitiger Achtung auszutra- 

°fn- Sie braucht den Konsens über ihre 
Wundlagen. 

'eser Konsens, der auch unsere Verfas- 
, i.n§> das Grundgesetz der Bundesrepu- 

lik Deutschland, trägt, umfaßt unbe- 
'ngt die Achtung der Menschenwürde, 
'e Anerkennung des demokratischen 

^jehrheitsprinzips, das den Respekt vor 
^'nderheiten einschließt sowie den Ver- 
,cht auf jegliche Gewaltanwendung. 

er das Mehrheitsprinzip leugnet und 
tackiert und die eigene politische Mei- 

u^
ng absolut setzt, zerstört unsere Demo- 
te. Wer offen zum Gesetzesbruch auf- kr 

'l> will vom Rechtsstaat nichts wissen. 
er zur Gewaltanwendung bereit ist, sagt 
r inneren Friedensordnung unserer 

Republik den Kampfan. Wieviel uns 
• V"Se Friedensordnung wert sein muß, 

nrt die leidvolle Erfahrung unseres Vol- 
es 'n diesem Jahrhundert. 
n Gewalttätigkeit — wie immer sie 
°tiviert ist oder begründet wird — darf 

sich niemand in der Bundesrepublik 
Deutschland gewöhnen. 
Der freiheitliche Rechtsstaat kann ohne 
das staatliche Gewaltmonopol nicht 
bestehen. Die brutalste Herausforderung 
ist der Terrorismus. Wir werden bei den 
schwierigen Fahndungsaufgaben unseren 
Sicherheitsbehörden den notwendigen 
Rückhalt und die notwendige Unterstüt- 
zung geben, nicht zuletzt auch auf der 
Ebene der internationalen Zusammenar- 
beit. 

Auch wer bestimmte Gewalttaten durch 
eine Unterscheidung zwischen Gewalt 
gegen Menschen und Gewalt gegen 
Sachen rechtfertigen will, stellt sich 
außerhalb unserer Verfassung. So sind 
Anschläge auf Bundesbahnstrecken und 
das Umsägen von Strommasten keine 
Kavaliersdelikte, sondern gemeingefähr- 
lich und verbrecherisch. Auch für 
Gewalttaten bei Demonstrationen gibt es 
keinerlei Rechtfertigung oder Entschuldi- 
gung. Unser Grundgesetz verbürgt das 
klassische Freiheitsrecht, sich friedlich zu 
versammeln. Wir müssen alles tun, um es 
zu gewährleisten, weil es ein Freiheits- 
recht ist. Wir müssen auch alles tun, um 
gewalttätige Demonstrationen zu verhin- 
dern. Hier besteht Handlungsbedarf 
ebenso wie bei der Bekämpfung des Ter- 
rorismus. 

Bei dem Recht auf friedliche Demonstra- 
tion geht es auch um die Freiheit der poli- 
tischen Willensbildung. Diese Freiheit 
setzt die klare Absage an jegliche Gewalt- 
anwendung voraus. 

Wer bei Demonstrationen Gewalt übt, 
beschädigt unsere Freiheitsordnung in 
ihrem Kern. Wenn unsere Polizeibeamten 
im Einklang mit dem Recht und in Aus- 
übung ihrer Pflicht Gewalttäter isolieren 
und festnehmen, verdienen sie Unterstüt- 
zung. Wir danken ihnen für diesen Dienst 
am inneren Frieden. 
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Auch jene, die Gewalttäter als Hilfstrup- 
pen in der politischen Auseinanderset- 
zung akzeptieren, müssen auf unseren 
entschiedenen Widerstand stoßen. Wer 
durch die Art seines Protestes Gewaltta- 
ten fördert oder billigend in Kauf nimmt, 
trägt Mitverantwortung für die Konse- 
quenzen. Über alle politischen Differen- 
zen hinweg muß doch Einigkeit darüber 
bestehen, daß gewalttätige Rechtsbrecher 
keine Nachsicht und schon gar nicht 
Unterstützung verdienen. 
Gerade wo der innere Frieden in unserem 
Gemeinwesen in Frage steht, darf der 
Konsens der Demokraten nicht zerbre- 
chen. Nur wer sich für den inneren Frie- 
den engagiert, ist auch glaubwürdig bei 
seinem Einsatz für den Frieden in der 
Welt. Uns allen sollte daran liegen, diese 
Verständigung über unsere freiheitlich- 
demokratische Grundordnung jungen 
Menschen zu vermitteln und dafür zu 
werben, daß sie ganz selbstverständlich 
allgemein geachtet und eingehalten wird. 

II. Wirtschaftskraft 
entfalten, sozialen Halt 
geben und menschengerecht 
modernisieren — darin vor 
allem bewährt sich die 
Soziale Marktwirtschaft 
Wir halten an der Sozialen Marktwirt- 
schaft fest, denn in dieser Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung können Frei- 
heit und Selbstverantwortung in Solidari- 
tät mit dem Nächsten und in Überein- 
stimmung mit dem Gemeinwohl gelebt 
werden. 
Wie keine andere Ordnung ist die Soziale 
Marktwirtschaft geeignet, Gleichheit der 
Chancen, Wohlstand, Schutz der Umwelt 
und sozialen Fortschritt zu verwirklichen 
und damit die Zukunft zu sichern. 

1. Mehr Beschäftigung und 
nachhaltige Verringerung der 
Arbeitslosigkeit bleiben eine 
zentrale Aufgabe unserer 
Politik 

Unverschuldet arbeitslos zu sein, damit 
darf sich unsere Gesellschaft niemals 
abfinden. Die Arbeitslosigkeit abzubauen 
erfordert langen Atem und die Bereit- 
schaft aller Beteiligten und Betroffenen 
zu eigenen Anstrengungen. 
Die Erfolge der letzten Jahre zeigen, daß 
wir auf dem richtigen Weg sind. Die Zahl 
der Beschäftigten hat sich seit dem Tief- 
punkt im Herbst 1983 um über 600 000 
erhöht. 
Die Zahl der Arbeitslosen lag zuletzt um 
100 000 unter dem Stand des Vorjahres. 
Wir werden den erfolgreichen Kurs der 
Verbesserung der wirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen fortsetzen. Eine offen- 
sive Strategie zur Stärkung der Wachs- 
tumskräfte führt auch zu mehr Beschaff' 
gung. 
Am Markt vorbei können dauerhafte 
Arbeitsplätze weder geschaffen noch 
gesichert werden. Staatliche Planung — 
das haben wir ja erlebt — kann den 
Markt nicht ersetzen. Der Staat ist und 
bleibt aber gefordert, bei schwierigen 
strukturpolitischen Anpassungsprozessen 
Hilfe zu leisten. Die Bundesregierung ha1 

dies in den zurückliegenden Jahren getan- 
Ich denke dabei an Kohle, Stahl und 
Werften. 
Wir werden weiterhin unseren Einfluß ,rl 

der Europäischen Gemeinschaft geltend 
machen, um faire Wettbewerbsbedingun' 
gen durchzusetzen, die nicht durch Sub- 
ventionen verzerrt werden. Unsere Stahl- 
unternehmen und die deutschen Werfte*1 

wird die Bundesregierung in dieser 
schwierigen Phase weiter unterstützen, 
auch um die sozialen Folgen des Struk- 
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turwandels, vor allem an der Ruhr und an 
der Saar, aufzufangen. Sie wird sich dem- 
entsprechend dafür einsetzen, daß das 
Programm zur Förderung von Ersatzar- 
beitsplätzen an Stahlstandorten verlän- 
gert wird. Auch die sozialen Hilfen für 
Stahlarbeiter im Rahmen des Montan- 
unionvertrags werden verbessert. Kurzar- 
beitergeld für Stahlarbeiter kann künftig 
für 36 Monate gezahlt werden. 
In Brüssel wird die Bundesregierung 
dafür eintreten, daß ein verbindlicher 
Plan der europäischen Stahlindustrie zum 
Abbau von Überkapazitäten durch eine 
Quotenregelung begleitet wird. 
*ch sehe zugleich mit Sorge, daß die wirt- 
schaftliche Entwicklung in einzelnen 
Bundesländern und Regionen sehr unter- 

Wir haben weltweit mit die stabilsten 
Preise, was allen Bürgern, vor allem 
den sozial Schwachen, zugute kommt. 

Schiedlich verläuft. Deshalb hilft die Bun- 
desregierung mit der Gemeinschaftsauf- 
gabe Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur beim Abbau regionaler 
Ungleichgewichte. Sie unterstützt auch 
2um Beispiel die norddeutschen Küsten- 
länder bei der Lösung ihrer schwerwie- 
genden Probleme im Gefolge der welt- 
weiten Schiffbaukrise. Wenn andere 
"egionen ähnlich hart vom Strukturwan- 
del einzelner Branchen betroffen sind, 
Werden wir zusammen mit den einzelnen 
betroffenen Bundesländern im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe die dafür not- 
wendigen Mittel zeitlich befristet bereit- 
stellen. Es ist für uns selbstverständlich, 
daß die Zonenrandförderung fortgesetzt 
wird. 

^er Schwerpunkt unserer offensiven 
Arbeitsmarktpolitik liegt bei beruflicher 
Qualifizierung und Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen. Aus- und Weiterbildung 

sind ein Schlüssel für mehr Beschäfti- 
gung. Die Lehrstellenaktionen, bei denen 
so viele mithelfen, geben jungen Men- 
schen eine gute Chance beim Start ins 
Berufsleben. 
Eine gute Ausbildung in unserem 
bewährten dualen System ist die beste 
Vorkehrung gegen Arbeitslosigkeit. 

Wir werden unsere Qualifizierungsoffen- 
sive fortführen: 
• Für benachteiligte Jugendliche, vor 
allem Mädchen, die es bei der Vermitt- 
lung in Ausbildungsplätze besonders 
schwer haben, wird die Förderung auf 
eine gesetzliche Grundlage gestellt. 
• Für arbeitslose Jugendliche ohne abge- 
schlossene Ausbildung wird der Zugang 
zur Qualifizierungsförderung erleichtert. 
• Auch älteren, vor allem langfristig 
Arbeitslosen werden wir durch die Ver- 
besserung bestehender Instrumente ver- 
stärkt helfen, wieder zur Beschäftigung 
zu finden. 
• Arbeitslose, die sich eine selbständige 
Existenz aufbauen wollen, werden von 
uns wirksamer unterstützt. 

Der wirkungsvollste Beitrag zur Qualifi- 
zierungsoffensive ist aber von den Betrie- 
ben selbst und von den Tarifparteien zu 
erbringen. Sie dürfen in ihren Anstren- 
gungen nicht nachlassen. 
Die Schutzfunktion der Arbeitslosenver- 
sicherung werden wir insbesondere durch 
eine weitere Verlängerung des Arbeitslo- 
sengeldes für ältere Arbeitslose ausbauen. 

Zur besseren Bekämpfung der Schwarzar- 
beit werden wir unter anderem einen 
Sozialversicherungsausweis in den dafür 
geeigneten Branchen einführen. 
Wir sind für Tarifautonomie, und Tarif- 
autonomie heißt auch: Die Tarifpartner 
entscheiden über so zentrale Eckdaten 
wie Löhne, Arbeitszeit und damit den 
größeren Teil der Lohnnebenkosten. 
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Sie tragen deshalb hohe Verantwortung 
für mehr Beschäftigung. 
Wir brauchen mehr Flexibilität, gerade 
auch von den Tarifpartnern. Teilzeitar- 
beitsplätze sind gefragt, sie müssen ver- 
mehrt angeboten werden. Der öffentliche 
Dienst — und dazu sind wir entschlossen 
— muß mit gutem Beispiel vorangehen. 

Die Tarifpartner sollten stärker zu einer 
partnerschaftlichen Allianz für Investitio- 
nen, Arbeitsplätze und mehr Verteilungs- 
gerechtigkeit zusammenfinden. In diesem 
Sinne müssen auch die Chancen unserer 
Vermögenspolitik neu gestaltet und bes- 
ser genutzt werden. Wir wollen dabei die 
Beteiligung breiter Arbeitnehmerschich- 
ten am Produktivkapital stärker in den 
Mittelpunkt rücken und zugleich den 
Verwaltungsaufwand für die Betriebe 
drastisch verringern. 

Die Bundesregierung legt Wert auf das 
offene und intensive Gespräch mit den 
Tarifpartnern. Das gilt selbstverständlich 
auch für die Gewerkschaften, trotz man- 
cher Konflikte in der vergangenen Zeit. 
Die deutschen Gewerkschaften haben 
Entscheidendes zu Aufbau und Stabilität 
unserer Bundesrepublik Deutschland 
geleistet. Ich appelliere auch heute an ihr 
Verantwortungsbewußtsein; denn ohne 
einen Grundkonsens der gesellschaftli- 
chen Gruppen sind die Herausforderun- 
gen der Zukunft letztlich nicht zu beste- 
hen. 
Die Montanmitbestimmung werden wir 
erhalten und dabei das Wahlverfahren 
zugunsten der Betriebsangehörigen ver- 
bessern. 
Zum sozialen Frieden gehören auch Part- 
nerschaft in den Betrieben. Betriebsräte 
und Vertrauensleute verdienen Anerken- 
nung für ihren Einsatz im Interesse der 
Arbeitskollegen. 
Wir wollen das Betriebsverfassungsgesetz 
weiterentwickeln, um Minderheiten mehr 

gerecht zu werden, um leitenden Ange- 
stellten Sprecherausschüsse und Auszu- 
bildenden eine bessere Vertretung zu 
sichern und um einen humanen Einsatz 
neuer Techniken zu fördern. 

2. Wir schaffen neue Freiräume 
für persönliche Leistung und 
eigenverantwortliches Handeln 
Das Beste, was wir für mehr Beschäfti- 
gung tun können, ist die Förderung von 
Eigeninitiative, Selbständigkeit und 
Unternehmungsgeist. Dabei bleiben wir 
auf einen starken Mittelstand angewie- 
sen. Handwerk, kleine und mittlere 
Unternehmungen, Selbständige und freie 
Berufe tragen ganz entscheidend zur 
Bewältigung der Herausforderungen an 
die deutsche Wirtschaft bei. Unsere 
aktive Mittelstandspolitik dient dem Aus- 
gleich größenbedingter Nachteile. 
Zu den wichtigsten Erfolgen der letzten 
vier Jahre gehört die Überwindung der 
Inflation und der Inflationserwartungen. 
Dazu hat eine solide Wirtschafts- und 
Finanzpolitik entscheidend beigetragen. 
Wir haben weltweit mit die stabilsten 
Preise, was allen Bürgern, vor allem den 
sozial Schwachen, zugute kommt. 
Geldwertstabilität auch in Zukunft zu 
sichern, bleibt ein vorrangiges Ziel. Des- 
halb müssen die Finanzpolitik des Bun- 
des und die Geld- und Kreditpolitik der 
Bundesbank einander weiterhin harmo- 
nisch ergänzen. 
Die privaten Investitionen haben kräftig 
zugenommen, begünstigt durch niedrige 
Zinsen. Auch die öffentlichen Investitio- 
nen steigen seit 1985 wieder kontinuier- 
lich an. 
Wir nutzen die Konsolidierungsfort- 
schritte bei Bund, Ländern und Gemein- 
den für eine Senkung der Steuerlast. 
Erste Entscheidungen wurden schon in 
der vergangenen Wahlperiode wirksam. 
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vor allem für die Berufstätigen mit Kin- 
dern und die Unternehmungen. Jetzt geht 
es um eine umfassende Steuerreform mit 
e'ner erheblichen Senkung der Tarife und 
um eine gerechtere Steuerstruktur durch 
Weniger Sonderregelungen und Steuer- 
subventionen. 
Im Mittelpunkt steht ein Einkommen- 
steuertarif mit völlig neuem Profil. Kern- 
stück ist ein sanft ansteigender linearer 
Tarif. Er ist sozial ausgewogen, mittel- 
standsfreundlich und leistungsgerecht. 
Das Schwergewicht der Entlastung liegt 
bei den unteren und mittleren Einkom- 
men sowie den Familien. Allein durch die 
beträchtliche Anhebung des Grundfreibe- 
trages erreichen wir, daß eine halbe Mil- 
hon Bürger zusätzlich keine Steuern mehr 
zahlen. 
gleichzeitig verbessern wir mit der Begra- 
digung des Tarifverlaufs und der geringe- 
ren Belastung des einbehaltenen Gewinns 
d'e Ertragskraft, die Eigenkapitalbildung 
und die Investitionsfähigkeit der Unter- 
nehmen. 
Dabei wird den besonderen Problemen 
des Mittelstandes durch zusätzliche Maß- 
nahmen Rechnung getragen. 
Diese Entlastungen erweitern nicht nur 
den Spielraum für eigenverantwortliches 
Wandeln. Mit der dringend gebotenen 
Verbesserung der steuerlichen Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Unterneh- 
nien stärken wir zugleich die Chancen für 
Wachstum und Arbeitsplätze. 
Die Steuerreform tritt 1990 in Kraft. Wir 
z,ehen allerdings einen Teil in Höhe von 
fünf Milliarden DM auf Anfang 1988 vor, 
um die bereits beschlossene Steuersen- 
kung zu verstärken. Zum l. Januar 1988 
w»rd die Entlastung somit 14 Milliarden 
DM betragen. 
F(''r den Zeitraum von 1986 bis 1990 
ergibt sich damit insgesamt eine echte 
•^ettoentlastung der Steuerzahler von 
rund 45 Milliarden DM. Eine vergleich- 

bare Steuersenkung hat es bisher in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht gegeben. 
Damit haben wir steuerpolitische Wei- 
chen für den Übergang in die neunziger 
Jahre gestellt. Investoren und Verbrau- 
cher können sich bei ihren Planungen 
und Entscheidungen weiterhin auf ver- 
läßliche und berechenbare Rahmenbe- 
dingungen stützen. 
Für einen Teil der Bruttoentlastung sind 
Umschichtungen im Steuersystem erfor- 
derlich, die wir vor allem mit einer Ver- 
breiterung der Bemessungsgrundlage 
anstreben. Mit weniger Ausnahmen errei- 
chen wir zugleich mehr Steuergerechtig- 
keit. 
Eine vorübergehende Erhöhung der Neu- 
verschuldung ist in Verbindung mit einer 
so anspruchsvollen Reform vertretbar. 
Wir werden jedoch nicht in die Schulden- 
wirtschaft vergangener Jahre zurückfal- 
len, sondern wir werden strenge Ausga- 
bendisziplin üben. Deshalb wird die 
Koalition der Mitte über weitere notwen- 
dige Leistungsgesetze erst Mitte dieser 
Legislaturperiode entscheiden. 

Weil wir die Steuern auf solider Basis 
dauerhaft senken, müssen wir den 
Zuwachs der öffentlichen Ausgaben 
begrenzen. Auf allen staatlichen Ebenen 
bleibt deswegen eine sparsame Haus- 
haltsführung geboten. 

Wichtige Aufgaben stellen sich bei der 
Neuordnung des Finanzausgleichs und 
der Neufestsetzung der Umsatzsteueran- 
teile von Bund und Ländern. Auch die 
Länder müssen bei dieser schwierigen 
Entscheidung untereinander zu einem 
fairen Ausgleich fähig sein. 

Alle Beteiligten müssen den unterschied- 
lichen Entwicklungen in den einzelnen 
Regionen, aber auch in der Aufgabenver- 
teilung von Bund und Ländern fair und 
angemessen Rechnung tragen. 
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3. Wir müssen den 
Strukturwandel bewältigen, 
unsere internationale 
Wettbewerbsfähigkeit sichern 
und den Welthandel offenhalten 
Wir stehen vor der Aufgabe, unsere Wirt- 
schaft an die sich verändernden Bedin- 
gungen des internationalen Wettbewerbs 
und an die neuen Möglichkeiten des tech- 
nischen Fortschritts anzupassen. 
Wissenschaftlich-technische Innovatio- 
nen sind der Lebensnerv einer modernen, 
weltoffenen Volkswirtschaft. Spitzenlei- 
stungen und Kooperationsfähigkeit in 
Forschung und Technologie haben unser 
Ansehen als wichtiger Partner in der Welt 
gestärkt. 
Mit der deutsch-französischen Initiative 
EUREKA haben wir gerade in diesem 
Zusammenhang der europäischen 
Zusammenarbeit neue Impulse gegeben. 
Wir haben die Grundlagenforschung in 
unserem Land wieder gestärkt. So wird 
sie ein wichtiger Schwerpunkt auch in 
einem weiterführenden Konzept für 
Informationstechnik sein. 
Bei Weltraumforschung und -technologie 
stehen wir vor weitreichenden Entschei- 
dungen über eine noch engere Zusam- 
menarbeit mit unseren europäischen Part- 
nern, um eine starke Kooperation mit 
unseren amerikanischen Freunden zu 
ermöglichen. An der Vorbereitungsphase 
der großen europäischen Projekte wie 
Ariane, Hermes und Columbus, dem 
europäischen Beitrag zu der von Präsi- 
dent Reagan vorgeschlagenen internatio- 
nalen Weltraumstation, sind wir beteiligt. 
Wir werden gemeinsam mit unseren Part- 
nern die Planungen der europäischen 
Weltraumagentur sorgfältig prüfen und 
die dann notwendigen Entscheidungen 
über die Prioritäten treffen. 
Ein herausragendes Beispiel für erfolgrei- 

che Technologiekooperation ist das Air- 
bus-Programm. Die Bundesregierung ist 
zur Fortführung und Erweiterung bereit. 
Allerdings muß auch die Luftfahrtindu- 
strie einen höheren Eigenbeitrag erbrin- 
gen. 
In der Forschungsförderung wird die 
Bundesregierung die notwendige Plurali- 
tät sichern und ausbauen. Auch die Wis- 
senschaft braucht den Wettbewerb. 

Hochqualifizierte junge Wissenschaftler 
werden wir weiterhin fördern, denn wir 
sind auf diese Leistungseliten angewie- 
sen. Die Bundesregierung wird im 
Gespräch mit den Ländern darauf drän- 
gen, daß Nachwuchswissenschaftler in 
den Hochschulen zusätzliche Chancen 
erhalten. 
Auch der Privatwirtschaft muß an mehr 
Unterstützung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses gelegen sein. Wissenschaft 
und Wirtschaft müssen noch enger 
zusammenarbeiten. 

Die Anpassung der Unternehmungen an 
sich verändernde Marktbedingungen 
hängt nicht nur vom technologischen 
Standard ihrer Produkte ab, sondern 
auch von der Gestaltung unserer Wettbe- 
werbsordnung. Unerläßlich bleibt die 
konsequente Anwendung — und, wo not- 
wendig, Ergänzung — des geltenden 
gesetzlichen Instrumentariums, insbeson- 
dere auch im Blick auf die weitere Ent- 
wicklung im Lebensmitteleinzelhandel 
und die kartellrechtlichen Ausnahmebe- 
reiche. 

Für den Bereich des Fernmeldewesens 
wird die 1985 eingesetzte Regierungs- 
kommission in Kürze ihre Empfehlungen 
vorlegen. Danach wird die Bundesregie- 
rung das Post- und Fernmeldewesen neu 
strukturieren und Maßnahmen zu einer 
verbesserten Marktöffnung ergreifen. 
Auch bei der Bundesbahn werden wir 
uns darauf konzentrieren, neben weiteren 



REGIERUNGSERKLÄRUNG UiD 10/87 •  Seite 13 

Schritten zur Konsolidierung der Wirt- 
schaftslage die Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken. 
Dies gilt vor allem, weil sich die Deut- 
sche Bundesbahn in einem Verkehrs- 
uiarkt mit europäischen Dimensionen 
wird behaupten müssen. Wir wollen dar- 
auf hinwirken, daß neue Bahntechniken 
angesetzt werden und daß der europäi- 
sche Binnenmarkt auch für die deutschen 
Verkehrsträger faire Chancen bringt. 
Dazu muß mit der Liberalisierung des 
Binnenmarktes Zug um Zug auch die 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedin- 
gungen einhergehen. 
Die Leistungsfähigkeit unserer Handels- 
sorte wollen wir gewährleisten. Der wei- 
tere umweltgerechte Ausbau von Ver- 
kehrswegen ist notwendig für Wachstum 
Und Beschäftigung, aber auch für mehr 
Verkehrssicherheit. Mehr Chancen für 
"rivatinitiative sind tragende Elemente 
"er Sozialen Marktwirtschaft. Mit der 
^eiteren Privatisierung öffentlicher Betei- 
ugungen werden wir den Markt und den 
Wettbewerb stärken. Mit unserer Politik 
«ür Wettbewerb und offene Märkte sind 
Wlr nicht nur zu einer der größten Export- 
uationen der Welt geworden, sondern 
auch zum zweitgrößten Abnehmer von 
Waren auf dem Weltmarkt, 
dreier Austausch und nicht Protektionis- 
mus sichert Beschäftigung und Wohl- 
stand. Deshalb ist die neue GATT-Ver- 
handlungsrunde von ganz entscheidender 
Bedeutung. Jetzt geht es auch schon um 
uie Welthandelsordnung für das Jahr 
2000. 
,n diesem Zusammenhang stehen auch 
uie Schuldenprobleme zahlreicher Län- 
der, vor allem in der Dritten Welt. Sie 
behindern Wachstum und Handel und 
gefährden das internationale Wirtschafts- 
Und Finanzsystem. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird als wichtiger Partner 
Ur|d Gläubiger der verschuldeten Länder 

aktiv an der Lösung der Probleme mitar- 
beiten. Wir treten deshalb für eine unver- 
zügliche erhebliche Kapitalaufstockung 
bei der Weltbank ein. Darüber hinaus 
müssen die Industrieländer ihre Märkte 
stärker für die Erzeugnisse der Entwick- 
lungsländer öffnen. 
Unsere Mitverantwortung für die wirt- 
schaftliche Entwicklung in der Dritten 
Welt haben wir selbstverständlich auch 
bei der Energiepolitik zu berücksichtigen. 

4. Wir brauchen eine 
zuverlässige und kostengünstige 
Energieversorgung, die höchsten 
Anforderungen der Sicherheit 
und des Umweltschutzes 
standhält 
Praktisch alle gangbaren Wege zur Ener- 
giegewinnung sind, wie wir wissen, mit 
Risiken verbunden. Wir stehen in der 
Verantwortung, diese Risiken so gering 
wie möglich zu halten. 
Das gilt insbesondere für die Kernener- 
gie. Für ihre friedliche Nutzung sprechen 
gute Gründe: Sie belastet unsere Umwelt 
weniger als Kraftwerke mit fossilen 
Brennstoffen. Sie schont natürliche Res- 
sourcen wie Öl, Erdgas und Kohle, auf 
die die Länder der Dritten Welt beson- 

Die Nutzung der Kernenergie ist verant- 
wortbar, weil unsere Sicherheitsvorkeh- 
rungen höchsten Ansprüchen genügen. 

ders angewiesen sind. Sie bietet wirt- 
schaftliche Vorteile, und sie gewährleistet 
eine sichere Versorgung. 
Die Nutzung der Kernenergie ist verant- 
wortbar, weil unsere Sicherheitsvorkeh- 
rungen höchsten Ansprüchen genügen. 
Die Bundesregierung wird weiterhin 
streng darauf achten, daß alle Vorschrif- 
ten genauestens eingehalten werden. 
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Wir bleiben auf die Nutzung der Kern- 
energie angewiesen, solange es keine min- 
destens ebenso sichere, umweltschonende 
und wirtschaftliche Alternative gibt. 
Unser Wissen um eine sichere Nutzung 
der Kernenergie wollen wir weiterentwik- 

Wir wollen und werden auf die Kohle 
als einzige nennenswerte nationale 
Energiereserve nicht verzichten. Sie 
wird und muß auch in Zukunft ihren 
wichtigen Beitrag zur Energieversor- 
gung leisten. 

kein, und wir streben nach möglichst 
breiter internationaler Übereinstimmung 
über ein Höchstmaß an Sicherheit. Dabei 
können wir an die Ergebnisse der von der 
Bundesregierung beantragten Sonderkon- 
ferenz der Internationalen Atomenergie- 
Organisation anknüpfen. 
Im nationalen Rahmen bleibt die Nut- 
zung der Kernenergie durch ihre günsti- 
gen Erzeugungskosten unentbehrliche 
Voraussetzung für die Verstromung hei- 
mischer Kohle. Die Kernenergie erlaubt 
uns wirtschaftlich die Verwirklichung des 
Jahrhundertvertrags mit seiner Kohleab- 
nahmegarantie. 
Niemand kann erwarten, daß die revier- 
fernen Bundesländer die Lasten der Ver- 
stromungsregelung weiter in vollem 
Umfang mittragen, wenn sie andererseits 
gehindert werden, die Kernenergie zur 
Senkung ihrer Stromkosten zu nutzen. 
Für das eigene Bundesland aus vorder- 
gründig parteipolitischen Gründen Hil- 
fen für den Bergbau zu fordern und sich 
gegen die Nutzung von Kernenergie in 
anderen Bundesländern zu wenden — 
das paßt nicht zusammen, das ist unehr- 
lich. Solidarität darf keine Einbahnstraße 
sein. In diesem Zusammenhang steht 
auch die weitere Umsetzung des integrier- 
ten Entsorgungskonzepts, zu dem auch 

die Wiederaufarbeitungsanlage in Wak- 
kersdorf gehört. 
Wir wollen und werden auf die Kohle als 
einzige nennenswerte nationale Energie- 
reserve nicht verzichten. Sie wird und 
muß auch in Zukunft ihren wichtigen 
Beitrag zur Energieversorgung leisten. 
Nachdem der Hüttenvertrag bereits bis 
zum Jahr 2000 verlängert ist, wird die 
Bundesregierung zügig die Verhandlun- 
gen mit allen Beteiligten über die 
Anschlußregelung für den Jahrhundert- 
vertrag aufnehmen, der in seinem Kern 
unverzichtbar ist. 
Der Bergbau muß seinerseits verstärkte 
Anstrengungen zur Kostensenkung unter- 
nehmen. Gleichzeitig kann die Bundesre- 
gierung zurückgehende Nachfrage der 
Stahlindustrie und des Wärmemarktes 
nicht ersetzen. Aber auch in Zukunft wird 
sie Kapazitätsanpassungen im Kohle- 
bergbau sozial flankieren. 
Unsere Anstrengungen für einen sparsa- 
men Energieverbrauch dürfen nicht nach- 
lassen. Dabei kommt es, wie jeder weiß, 
auch auf das Verhalten des einzelnen Ver- 
brauchers an. Wir wollen die Entwick- 
lung energiesparender Techniken weiter 
betreiben und fördern. 
Mit besonderem Nachdruck werden wir 
die Erforschung und Förderung von lang- 
fristigen Energiealternativen vorantrei- 
ben, vor allem bei erneuerbaren Energien 
und bei der Kernfusion. Von einer verläß- 
lichen Energiepolitik hängt unsere Wett- 
bewerbsfähigkeit und damit auch die 
Zukunft der Arbeitsplätze ab. 

5. Eine leistungsfähige 
Wirtschaft ermöglicht sozialen 
Halt und praktische Solidarität 
mit den Schwächeren in unserer 
Gesellschaft 
Für sozialen Ausgleich steht nur bereit, 
was zuvor erarbeitet und erwirtschaftet 
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Worden ist. Das ganzheitliche Denken in 
wirtschaftlichen, sozialen und gesell- 
schaftspolitischen Zusammenhängen 
gehört zu den Grundlagen der Sozialen 
Marktwirtschaft. 

Zu den vordringlichen Aufgaben der 
Sozialpolitik zählt die Reform unseres 
Gesundheitssystems. Dabei stehen wir 
vpr erheblichen strukturellen Problemen: 
Uberversorgung in vielen Bereichen und 
2ugleich Versorgungsdefizite. 

Es fehlen Anreize, sich wirtschaftlich und 
auch verantwortungsbewußt zu verhalten. 
Sparsamkeit wird oft nicht belohnt, Ver- 
schwendung wird zu häufig leicht 
gemacht. 
Wir wollen den hohen Leistungsstand der 
gesundheitlichen Versorgung unseres 
Landes bewahren. Wir brauchen aus all 
diesen Gründen eine Generalüberholung 

Unsere Rentenversicherung, wie sie seit 
«er Reform unter Konrad Adenauer 
besteht, bleibt das Kernstück unserer 
s°zialen Sicherung. Die Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland können 
"Qrauf vertrauen, daß sie im Alter als 
Gegenleistung für ihre während ihres 
Arbeitslebens gezahlten Beiträge eine 
^gemessene Rente erhalten. Die Rente 
lst und bleibt sicher. 

der sozialen Krankenversicherung mit 
dem Ziel erhöhter Wirtschaftlichkeit bei 
vertretbaren Beitragssätzen. Eine umfas- 
sende Strukturreform im Gesundheitswe- 
sen wird unverzüglich eingeleitet. Die 
Bundesregierung wird dazu noch in die- 
sem Jahr einen Gesetzentwurf vorlegen. 

kme besondere Aufgabe für die gesamte 
Gesellschaft ist die soziale Sicherung bei 
pflegebedürftigkeit, die angesichts der 
v'elfältigen Probleme und der großen 

finanziellen Dimensionen nur schritt- 
weise gelöst werden kann. 

Wir wollen die häusliche Pflege so unter- 
stützen, daß Pflegebedürftige so lange 
wie möglich in ihrer vertrauten Umge- 
bung bleiben können. Die steuerlichen 
Hilfen für Schwerstpflege und für private 
Vorsorge werden verstärkt. 

Unsere Rentenversicherung, wie sie seit 
der Reform unter Konrad Adenauer 
besteht, bleibt das Kernstück unserer 
sozialen Sicherung. Die Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland können darauf 
vertrauen, daß sie im Alter als Gegenlei- 
stung für ihre während ihres Arbeitsle- 
bens gezahlten Beiträge eine angemes- 
sene Rente erhalten. Die Rente ist und 
bleibt sicher. 

Die Erziehungszeiten im Rentenrecht 
werden schrittweise auch auf ältere Müt- 
ter ausgedehnt, so wie wir es vor der 
Wahl versprochen haben. Bereits in die- 
sem Jahr erhalten über eine Million der 
ältesten von ihnen diese zusätzliche Ren- 
tenleistung. 

Die demographische Entwicklung macht 
eine Rentenstrukturreform unumgäng- 
lich. 

Renten und verfügbare Arbeitnehmerein- 
kommen sollen sich nach unseren Vor- 
stellungen gleichgewichtig entwickeln. 

Die beitragsfreien und beitragsgeminder- 
ten Versicherungszeiten werden neu 
geordnet. Die demographisch bedingten 
Mehraufwendungen für alle Beteiligten 
müssen angemessen verteilt werden. 
Auch deshalb wird sich der Bund mit 
einem höheren Bundeszuschuß beteiligen 
als nach geltendem Recht. 

Langfristig wollen wir den Übergang vom 
Arbeitsleben in die Rente flexibler gestal- 
ten und die Möglichkeiten für eine Ver- 
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längerung der tatsächlichen Lebensar- 
beitszeit verbessern. 
Die Bundesregierung wird bis Anfang 
1988 einen Entwurf zur Strukturreform 
der Rentenversicherung vorlegen, für den 
wir eine breite Diskussion und Konsens 
anstreben. Die Bundesregierung bekräf- 
tigt hierzu ausdrücklich ihr Angebot an 
die Opposition, an die Sozialpartner, an 
die interessierten gesellschaftlichen 
Gruppen, an dieser wichtigen gemeinsa- 
men Aufgabe der Zukunftsgestaltung mit- 
zuwirken. 
Die Kriegsopfer werden weiterhin wie 
die Rentner an der Entwicklung der ver- 
fügbaren Einkommen der Arbeitnehmer 
teilhaben. Das Leistungssystem der 
Kriegsopferversorgung wird durch struk- 
turelle Verbesserungen weiterentwickelt. 

Jene, die für unser Land vielfach schwere 
Opfer gebracht haben, können von uns 
allen Solidarität erwarten. Wir danken 

Die Kriegsopfer werden weiterhin wie 
die Rentner an der Entwicklung der ver- 
fugbaren Einkommen der Arbeitnehmer 
teilhaben. Das Leistungssystem der 
Kriegsopferversorgung wird durch 
strukturelle Verbesserungen weiterent- 
wickelt. 

auch den Kriegsopferverbänden für ihre 
wichtige Arbeit. 
Besonders unsere behinderten Mitbürger 
brauchen Hilfe und Unterstützung, damit 
sie von keinem Bereich des Lebens ausge- 
schlossen werden. Mit Maßnahmen der 
beruflichen Rehabilitation werden wir 
weiterhin die Eingliederung in das 
Arbeitsleben fördern. Hier sind aber auch 
die Arbeitgeber gefordert. Behinderte 
Mitbürger brauchen unsere Aufgeschlos- 
senheit und Hilfsbereitschaft überall im 
Lebensalltag. 

III. Menschliche 
Geborgenheit wachsen 
lassen, die Umwelt 
schützen und die Chancen 
der Freiheit mehren — 
dadurch soll sich unsere 
humane Industrie- 
gesellschaft auszeichnen 
Deutschland, unser Vaterland, ist ein 
schönes Land, und so wollen wir es uns 
erhalten. Auch deshalb müssen wir _ 
unsere Verantwortung gegenüber Natur 
und Umwelt ernst nehmen. Wir sind ein 
wirtschaftlich erfolgreiches Land — das 
soll so bleiben —, aber wir stellen fest: 
Gerade wenn es den Menschen materiell 
gutgeht, verlangen sie aus gutem Grund 
nach Werten jenseits von Angebot und 
Nachfrage. 
Wir sind stolz auf unseren Sozialstaat — 
vorbildlich in der Welt —, und doch wis- 
sen wir, daß das soziale Wohlbefinden 
der Menschen aus Quellen fließt, die 
nicht der Staat und die Politik speisen: 
aus menschlicher Zuwendung, aus 
Geborgenheit und Verläßlichkeit in der 
Familie, im Kreis der Freunde, in der 
Nachbarschaft. Ich weiß sehr wohl: Poli- 
tik oder Staat können letztlich menschli- 
ches Glück nicht bewirken. Doch politi- 
sche Entscheidungen können Lasten auf- 
bürden und sie abnehmen. Politik — das 
ist unsere Überzeugung — muß dem 
Menschen den nötigen Freiraum lassen, 
damit er selbst seinen persönlichen Weg 
zum Glück finden kann. 

Die Koalition der Mitte wird ihrefanti- 
lienfreundliche Politik weiterfuhren und 
ausbauen, denn die Familie bleibt das 
Fundament unseres Staates. 
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!• Wir wollen menschliche 
Bindungen stärken — durch 
j~olitik für die Familien, für 
Partnerschaft zwischen Mann 
Jjnd Frau und für das 
Miteinander der Generationen 
Ule Koalition der Mitte wird ihre fami- 
lenfreundliche Politik weiterführen und 

ausbauen, denn die Familie bleibt das 
undament unseres Staates. Sie ist der 

^"ste und wichtigste Ort individueller 
Geborgenheit und Sinnvermittlung. Part- 

erschaft zwischen Mann und Frau, 
L,ebe zu Kindern, Solidarität zwischen 
en Generationen — das alles kann 
nsere Gesellschaft nur prägen, wenn es 

Slch in der Familie bewährt. 
eutschland soll ein kinderfreundliches 
and sein, weil Kinder unser Leben 
Reichern und dem Land menschliche 

wärme spenden. Das Ja zum Kind ist 
jne höchstpersönliche Entscheidung, 

j*ber der Staat, die Gesellschaft, wir alle 
?aben die Pflicht zur Solidarität gegen- 

"er Kindern, Müttern und Familien. 
°ch immer werden die Leistungen der 
Lilien in unserer Gesellschaft zu 
e°ig anerkannt und unterstützt. Den 
amilienlastenausgleich werden wirdes- 
a'b noch gerechter gestalten, durch eine 
Tönung des Kindergeldes, der Kinder- 
eibeträge beziehungsweise des Kinder- 

yidzuschlags. Soziales Wohnen wird 
eiterhin durch das Wohngeld gesichert. 
Ur junge Familien sind das neue Erzie- 
^ngsgeld und der Erziehungsurlaub eine 
'"kommene Hilfe. Wir werden sie 
Leitern und dabei auch den besonde- 

en Belangen der Alleinerziehenden 
Dehnung tragen. 
AU 
die 
'."einerziehende Mütter und Väter ver- 

die lenen in ihrer oft schwierigen Lage di 
^''fe des Staates. Wir werden deshalb 

Uch den Haushaltsfreibetrag anheben 
n<J weitere Erleichterungen prüfen. 

Wir wollen die Neuordnung des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes in Angriff nehmen, 
um neuen Entwicklungen in der Jugend- 
hilfe zu entsprechen. 
Wir werden uns weiter einsetzen für 
Gleichberechtigung der Frauen auf allen 
Gebieten. Mit im Vordergrund stehen 
gerechte Beschäftigungs- und Aufstiegs- 
chancen für Frauen. Dafür müssen wir 
den vielfältigen Lebensentwürfen von 
Frauen und ihren besonderen Anliegen in 
verschiedenen Lebensphasen Rechnung 
tragen und ihnen günstigere Chancen 
geben, Familie und Beruf miteinander zu 
vereinbaren. 
Wir brauchen die berufstätige Frau, und 
wir brauchen genauso die Leistung jener 
Frauen, die sich ganz dem Haushalt, der 
Kindererziehung sowie der Pflege behin- 
derter oder kranker Familienangehöriger 
widmen. 
Wer als Mutter aus dem Erwerbsleben 
ausscheidet, muß die Chance erhalten, 
wieder in den Beruf zurückzukehren. 
Dazu werden wir die notwendigen Förde- 
rungsprogramme vorlegen. 
Mehr Aufgeschlossenheit erwarten auch 
unsere älteren Mitbürger, deren Anteil an 
der Bevölkerung ständig zunimmt. Sie 
wollen und sie dürfen nicht ins Abseits 
abgeschoben werden. 
Eine Gesellschaft verarmt, wenn sie den 
Sinn für die Würde des Alters verliert. 
Weisheit und Lebenserfahrung der Älte- 
ren sind ein hohes Gut, das wir nutzen 
sollten. Ohne die Bereitschaft zum Aus- 
gleich und Miteinander der Generationen 
werden wir alle in unserer Gesellschaft 
kein wirkliches Zuhause finden. 

2. Heimat soll erfahrbar sein, 
und gerade der ländliche Raum 
muß Zukunft haben 
In modernen Massengesellschaften — 
das erleben wir auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland — ist die Gefahr groß, 
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daß der einzelne vereinsamt. Im Wieder- 
aufleben der Heimatkulturen äußern sich 
das Bedürfnis nach Überschaubarkeit 
und Vertrautheit. Das Wort Heimat ist 
glücklicherweise für viele zum Synonym 
für dieses Bedürfnis geworden. 
Kulturpflege und Heimatliebe tragen 
ganz wesentlich dazu bei, daß unser Land 
bei allem technischen Fortschritt sein 
menschliches Gesicht bewahrt. Ich danke 
allen, die ihre Freizeit der ehrenamtlichen 
Vereinsarbeit opfern: in vielen Heimat- 
vereinen, in Musik- und Gesangvereinen. 
Fast 20 Millionen Bürger sind Mitglieder 
in unseren Sportvereinen. Wir wollen mit 
den unabhängigen Sportverbänden part- 
nerschaftlich zusammenarbeiten und 
gerade auch den Spitzensport mit seiner 
wichtigen Vorbildfunktion für die junge 
Generation fördern. 
Wir wollen das ehrenamtliche Engage- 
ment stärken. Deshalb werden wir beste- 
hende Diskriminierungen ehrenamtlich 
Tätiger auf der Grundlage der Ergebnisse 
der beim Bundesfinanzminister eingerich- 
teten Sachverständigenkommission zum 
Gemeinnützigkeitsrecht beseitigen. 
Die Menschen sollen sich in ihrer örtli- 
chen Gemeinschaft wohlfühlen können. 
Deshalb bejahen wir die kommunale 
Selbstverwaltung, die auf Eigenverant- 
wortung und Bürgersinn baut. Sie ist eine 
entscheidende Grundlage staatlichen 
Lebens, und sie wird aus gutem Grund 
von unserem Grundgesetz garantiert. 
Wir danken allen, die sich in Städten und 
Gemeinden für das Gemeinwohl einset- 
zen, und wir suchen enge Verbindung 
und das Gespräch auch mit den Reprä- 
sentanten der kommunalen Spitzenver- 
bände. 
Weil es hier um die unmittelbare Lebens- 
umwelt der Menschen geht, wird die Bun- 
desregierung weiterhin die Stadt- und 
Dorferneuerung sowie die allgemeine 
Raumordnung unterstützen. Geborgen- 

heit wächst auch durch das reichhaltige 
und vielfältige kulturelle Leben in unse- 
ren Städten und Gemeinden. 
Dabei sollten wir auch die Nachbarschaft 
zu den ausländischen Mitbürgern als eine 
große Bereicherung verstehen. Wir wis- 
sen, daß dem weiteren Zuzug Grenzen 
gesetzt sind, aber wir wollen die Integra- 
tion jener fördern, die seit langem bei uns 
leben. Mit einer Novellierung des Aus- 
ländergesetzes werden wir mehr Rechtssi- 
cherheit schaffen. 
Auch um die kulturelle Vielfalt unseres 
Landes zu erhalten, wollen wir die Wirt- 
schaftskraft des ländlichen Raumes stär- 
ken, der über Jahrhunderte hinweg von 
bäuerlichen Traditionen geprägt wurde. 
-Wir wollen dieses Erbe bewahren. Zur 
freiheitlichen Gesellschaft der Zukunft 
gehört selbstverständlich der bäuerliche 
Familienbetrieb. 
Unsere Bäuerinnen und Bauern schauen 
mit Sorge in die Zukunft. Die deutsche 
Landwirtschaft ist in einer schwierigen 
Lage — wegen einer EG-weiten, ja welt- 
weiten Agrarkrise. Die bisherige europäi' 
sehe Agrarpolitik ist nicht mehr 
imstande, die Einkommen unserer Bau- 
ern zu sichern. 
Wir werden deshalb darauf bestehen, dal* 
die europäische Agrarpolitik endlich vv'e' 
der ihre Aufgaben zugunsten des gemein' 
samen Leitbildes des bäuerlichen Fami- 
lienbetriebs erfüllt. Wir bekennen uns 
ebenso selbstverständlich zu unserer 
nationalen Verpflichtung und Verantwof' 
tung für die deutsche Landwirtschaft. 
Die Bundesregierung kämpft seit 1982 w 
eine gezielte Entlastung der EG-Agrar- 
märkte, damit wieder eine Preispolitik 
möglich wird, die zur Sicherung des Ein' 
kommens der Bauern maßgeblich bei- 
trägt. Wir haben erste Erfolge erzielt. 
Eine EG-weite Mengenreduzierung auf 
den Agrarmärkten und die Erschließung 
neuer Absatzmöglichkeiten liegen im 
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•nteresse der Erzeuger und der Verbrau- 
cher. Das gleiche gilt auch für den Wein- 
bau. In Abstimmung mit den Erzeugern 
Russen wir auch hierzulande eine quali- 
'ätsorientierte Mengenbegrenzung errei- 
chen. 

^•e keine andere Betriebsform erfüllt der 
bäuerliche Familienbetrieb im Voll-, Zu- 
und Nebenerwerb die Anforderungen 
Unserer Gesellschaft. Deswegen müssen 
naturgemäße Anbaumethoden und eine 
"ächenbezogene Tierhaltung in der 
Landwirtschaft EG-weit gefördert und 
^schützt werden. 

Klange es keine gemeinsame Währungs- 
Und Wirtschaftspolitik in der EG gibt, 
ntuß es einen Währungsausgleich für die 
Bauern geben. Er muß künftig eine 
^••eichbehandlung der deutschen Land- 
w,rtschaft mit der in anderen Mitglied- 
staaten sicherstellen. 
w>r werden wie in den letzten Jahren 
nseren nationalen Spielraum zur geziel- 

en Verbesserung der Einkommen unse- 
rer Bauern und zur finanziellen und 
•*°zialen Absicherung des Strukturwan- 
ae's ausschöpfen. Bei der Neuorientie- 
rung der Agrarsozialpolitik werden wir 
n°ch stärker die unterschiedlichen Ein- 
£°rnmensverhältnisse in den Betrieben 
herücksichtigen. 

~emeinsam mit den Bundesländern wer- 
en wir die Gemeinschaftsaufgabe Ver- 
esserung der Agrarstruktur und des 

Küstenschutzes überprüfen, um künftig 
stärker Maßnahmen zu fördern, die ein- 
K°rrimensverbessernd und produktions- 
Senkend wirken. 
ü|e Landwirtschaft muß — bei allen 
echnischen und chemischen Möglichkei- 
en — die Natur und Umwelt so weit wie 

mögüch schonen. 
ü]e Bundesregierung drängt weiterhin 
11111 Nachdruck auf EG-weite Bemühun- 
gen um eine Extensivierung der Landbe- 

wirtschaftung und Herausnahme von 
landwirtschaftlichen Flächen aus der Pro- 
duktion. Wir wollen die Landwirtschaft 
in ihrer Vielfalt auch deshalb erhalten, 
weil sie ganz wesentlich und entschei- 
dend dem Schutz der Natur dient. 

3. Die Schöpfung bewahren 
heißt auch: die Umwelt 
schützen und für die Generation 
unserer Kinder und Enkel 
erhalten 
Uns allen ist der Schatz der Natur nur auf 
Zeit anvertraut. Wir sind verpflichtet, 
sorgsam mit ihm umzugehen, ihn zu scho- 
nen und zu pflegen. Das ist auch eine 
Staatsaufgabe. Deshalb wollen wir den 
Umweltschutz als Staatsziel in das 
Grundgesetz aufnehmen. 
Zu unbedenklich wurden Güter wie reine 
Luft und sauberes Wasser in Anspruch 
genommen. Diese Güter müssen einen 
Preis haben, der ihrem Wert entspricht. 
Eine zukunftsorientierte Wirtschaft benö- 
tigt die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Deshalb sind Gefah- 
ren für die Umwelt immer auch eine Her- 
ausforderung für unsere Wirtschaftsord- 
nung. 
Die Bundesregierung prüft die Vielzahl 
von Anregungen, wie der Sozialen Markt- 
wirtschaft ein ökologischer Ordnungsrah- 
men beigegeben werden kann. 
Durchgreifender Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen erfordert erstens auf- 
merksame und gewissenhafte Pflege, 
zweitens umfassende und weitsichtige 
Vorsorge sowie drittens schnelle und 
wirksame Schadensbeseitigung und Wie- 
dergutmachung. 
In zunehmendem Maße beunruhigend 
sind globale Gefährdungen unserer 
Erdatmosphäre. So droht durch den soge- 
nannten Treibhauseffekt eine gravierende 
Klimaveränderung. Hier gilt es die For- 
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schung voranzutreiben, weltweit die 
Energieerzeugung durch fossile Brenn- 
stoffe zumindest nicht auszuweiten sowie 
der extensiven Rodung tropischer Regen- 
wälder entgegenzuwirken. 
In bedenklicher Weise wird auch die 
Ozonschicht angegriffen, die uns vor 
ultravioletten Strahlen schützt. Deshalb 
wird die Bundesregierung international 
auf einem Verbot von gefährlichen Treib- 
gasen in Spraydosen bestehen und, wenn 
nötig, nationale Maßnahmen ergreifen. 
Um unsere Umwelt zu bewahren, setzt 
die Bundesregierung ihre Politik einer 
konsequenten Luftreinhaltung fort. 
Wir werden die Luftschadstoffe in Bal- 
lungsgebieten weiter reduzieren — bei- 
spielsweise den Schwefelgehalt in 
Brennstoffen — und dadurch auch zur 

Ich möchte aber auch an jeden einzel- 
nen Bürger unseres Landes appellieren: 
Umweltschutzßngt zu Hause an, und 
verantwortete Freiheit beginnt auch 
immer bei den persönlichen Gewohn- 
heiten. 

Smogbekämpfung beitragen. Verbleites 
Normalbenzin wird bei uns auf der 
Grundlage einer EG-Richtlinie verboten. 
Die Schadstoffe von Diesel-Pkw werden 
reduziert. Wir werden das Programm zur 
Rettung unserer Wälder weiterentwik- 
keln. Denn unser Wald — das wissen wir 
alle — hat eine unschätzbare Bedeutung 
für Wasserhaushalt, Klima, Gesundheit 
und Erholung und für die Unverwech- 
selbarkeit der deutschen Kulturland- 
schaft. 
Die Bundesregierung wird den Gewässer- 
schutz weiter verbessern. Die tatsächli- 
chen Einleitungen von Schadstoffen in 
Gewässer müssen durch eine Melde- 
pflicht erfaßt werden. Wir werden den 
Ländern eine entsprechende Vereinba- 

rung vorschlagen. Außerdem müssen 
Pläne zur Reduzierung von Schadstoff- 
einleitungen ausgearbeitet werden. 
Für den Grundwasserschutz wie für den 
Schutz von Nord- und Ostsee wird die 
Bundesregierung ein umfassendes Kon- 
zept beschließen und vorlegen. 
Durch die Novellierung des Chemika- 
liengesetzes werden wir die rechtlichen 
Voraussetzungen schaffen, um gefährli- 
che Stoffe leichter verbieten und Altstoffe 
besser erfassen zu können. Bei Abfällen 
wird neben der Vermeidung und Verrin- 
gerung gefährlicher Stoffe ein weiterer 
Schwerpunkt die Altlastensanierung sein- 
Hier sind die Bundesländer zuständig, 
doch der Bund wird bei Forschungsvor- 
haben helfen. 
Um umfassende und weitsichtige Vor- 
sorge sicherzustellen, wird die Bundesre- 
gierung die Störfallverordnung novellie* 
ren und beim Umweltbundesamt eine 
zentrale Schadstoffdatei einrichten. Dem 
vorbeugenden Umweltschutz dienen wir 
auch mit der Weiterentwicklung umwelt- 
schonender Technologien. 
Im Mittelpunkt unserer Forschungsan- 
strengungen stehen — neben Klima und 
Boden — die Sicherheit technischer 
Systeme, die komplexen ökologischen 
Zusammenhänge sowie weiterhin die 
Waldschäden. 
Eine obligatorische Umwelthaftpflicht- 
versicherung stärkt das Verursacherprin- 
zip und soll das wirtschaftliche Eigenin- 
teresse am Umweltschutz mobilisieren. 
Sie wird die verschuldensunabhängige 
Gefährdungshaftung ergänzen, die wir 
über den Bereich des Gewässerschutzes 
hinaus ausdehnen wollen. 
Die strengen Auflagen und gesetzlichen 
Regelungen, für die wir eintreten, müssen 
auch konsequent vollzogen und mit deut- 
lich höheren Bußgeldern oder — wenn 
nötig — strafrechtlichen Mitteln durchg^' 
setzt werden. 
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Umweltschutz erfordert das Zusammen- 
wirken benachbarter Staaten und in 
2unehmendem Maße weltweite Koopera- 
tion. Dabei muß sich nach unserer Über- 
zeugung vor allem die Europäische 
Gemeinschaft auch zu einer europäischen 
Umweltgemeinschaft entwickeln. Die 
Bundesregierung wird wie bisher ihre 
Pionierfunktion wahrnehmen, 
'eh möchte aber auch an jeden einzelnen 
Bürger unseres Landes appellieren: 
Umweltschutz fängt zu Hause an, und 
yerantwortete Freiheit beginnt auch 
lrnmer bei den persönlichen Gewohnhei- 
ten. 

4. Wir setzen auf mehr Freiheit, 
"amit die Chancen wachsen für 
sinnerfülltes Tun, auch in der 
Mitverantwortung für den 
Nächsten 
Unser Staat soll auf die Solidarität der 
°ürger bauen, er soll ihrem Ideen- 
re'chtum und ihrer Entscheidungskraft 
vertrauen. Wir wollen eine Gesellschaft 
selbständiger Bürger. Daraus ergeben 
sich drei wichtige politische Folgerun- 
gen: 

• Wir müssen das Prinzip der Subsidiari- 
ty stärker durchsetzen, denn zur Selb- 
ständigkeit gehören notwendig Entschei- 
dungsfreiheit und Mitverantwortung. 
' Wir müssen mehr Transparenz staatli- 
cher Entscheidungen und Abläufe Schaf- 
en, denn der Bürger hat ein Recht auf 
Anblick und Überblick. 
' Wir müssen mehr Flexibilität in unsere 
Gesellschaft einbringen, denn ohne 
Wahlmöglichkeiten und Entfaltungsspiel- 
[aum kann Selbständigkeit nicht gedei- 
hen. 

j-'n reißfestes soziales Netz des Staates 
jeibt unverzichtbar für die soziale 

.'cherheit; nicht weniger wichtig jedoch 
lst die mitmenschliche Solidarität. Des- 

halb sehen wir in der Hilfe zur Selbsthilfe 
die zentrale Aufgabe für den Staat. 
Millionen Mitbürger sind bei uns ehren- 
amtlich tätig. Ihnen allen gebührt unser 
Dank. Ohne ihren Einsatz wäre das Land 
ärmer und kälter. 
Die Bundesregierung wird die ehrenamt- 
lichen sozialen Dienste in verstärktem 
Maße anregen, unterstützen und fördern. 
Wir wollen in der Bundesrepublik 
Deutschland ein neues soziales Klima, 
eine Kultur der Nachbarschaft, einen 
neuen Geist freiheitlichen und sozialen 
Bürgersinns entfalten — gemeinsam mit 
allen in den Bundesländern, in den Städ- 
ten, in den Kreisen und Gemeinden. 
Föderalismus — das ist unsere Erfahrung 
— sichert Bürgernähe, regionale Vielfalt 
und Kontrolle der Macht. Im Interesse 
des Gesamtstaates müssen Bund und 
Länder Rücksicht aufeinander nehmen. 
Die Bundesregierung wird auch in 
Zukunft die Eigenständigkeit der Länder 
sorgfältig beachten und dafür auch in der 
Europäischen Gemeinschaft Sorge tra- 
gen. Das gilt insbesondere auf dem Felde 
der Regionalpolitik. 
Auch die Länder bleiben auf das wohl- 
verstandene Gesamtinteresse des Bundes- 
staates verpflichtet. Das gilt beispiels- 
weise — ich sage dies aus aktuellem 
Anlaß — nicht zuletzt für die Schul- und 
Bildungspolitik. Nur im konstruktiven 
Zusammenwirken können Bund und Län- 
der ihrer Verantwortung gerecht werden. 
Selbständigkeit und Bürgerfreiheit erfor- 
dern auch, den Staat auf seine eigentli- 
chen Aufgaben zurückzuführen, zugleich 
freilich dafür zu sorgen, daß er diese 
auch zuverlässig erfüllen kann. Voraus- 
setzung dafür ist ein leistungsfähiger 
öffentlicher Dienst. Er muß wettbewerbs- 
fähig sein, das heißt auch attraktiv für 
qualifizierten Nachwuchs. 
Wir bekennen uns nachdrücklich zum 
Berufsbeamtentum. Beamte und Arbeit- 
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nehmer des öffentlichen Dienstes werden 
auch in Zukunft bei der Einkommensent- 
wicklung gleichbehandelt. 
Als Grundlage für seine politischen Ent- 
scheidungen braucht jeder Staat, auch 
der unsere, exakte Angaben. Deshalb 
werden wir am 25. Mai nach 17 Jahren 
wieder eine Volkszählung durchführen. 
Das Gesetz dazu ist von der überwälti- 
genden Mehrheit der Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages und in der zwei- 
ten Kammer von allen Bundesländern 
beschlossen worden. Im Einklang mit 
einer grundlegenden Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts beachtet es 
alle Grundsätze des Persönlichkeitsrechts 
und des Datenschutzes. 
Wer in dieser Situation zum Boykott auf- 
fordert, mißachtet nicht nur die Entschei- 
dungen der Verfassungsorgane, sondern 
wirbt offen für Rechtsbruch. Wer offen 
für Rechtsbruch wirbt, hat sich auf den 
Weg gemacht, den freiheitlichen Rechts- 
staat zu zerstören. Wir wollen einen star- 
ken Rechtsstaat, denn das Recht schützt 
den Schwachen. 
Recht heißt nicht Verrechtlichung. Die 
Bundesregierung wird ihre Anstrengun- 
gen zur Vereinfachung des Rechts sowie 
von Verwaltungs- und Gerichtsverfahren 
konsequent fortsetzen. 
Eine unabhängige Expertenkommission 
wird konkrete Möglichkeiten zur weite- 
ren Deregulierung aufzeigen. 
Es gibt noch viel zuviele Vorschriften, die 
den Bürger unnötig einengen. Das gilt, 
wie jeder weiß, überall im Alltagsleben. 
Deshalb streben wir auch einen wöchent- 
lichen Dienstleistungsabend an, an dem 
Geschäfte und Behörden den Bürgern 
über die üblichen Schlußzeiten hinaus 
offenstehen. 
Wer gesellschaftlichen Fortschritt im Zei- 
chen von mehr Freiraum will, muß auch 
neue Strukturen und Formen bei den 
Medien bejahen. 

Es beeinträchtigt die Leistung der öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten überhaupt nicht, wenn sie nun 
Konkurrenz bekommen haben. Sie soll- 
ten das als Chance begreifen. Die Bun- 
desregierung begrüßt, daß sich die Bun- 
desländer jetzt auf einen Medienstaats- 
vertrag verständigt haben. 

Wir sagen ja zur Offenheit unserer 
Medienlandschaft für privatrechtliche 
Unternehmen. Dazu gehören eine lei- 
stungsfähige deutsche Film- und Fernseh- 
produktion. Medienvielfalt fördert immer 
auch Meinungsfreiheit. 

Zu den entscheidenden Vorzügen unserer 
freiheitlichen Staats- und Gesellschafts- 
ordnung gehören der Reichtum und die 
Vielfalt unseres kulturellen Lebens. Für 
breite Schichten sind Kunst und Kultur 
heute wichtige Inhalte persönlicher 
Lebensgestaltung. Dieses Anliegen wird 
mit wachsender Freizeit immer stärker 
empfunden. 

Wir sind Industriegesellschaft und Kul- 
turgesellschaft zugleich. In einer Zeit, die 
die Besinnung auf humanere Lebensbe- 
dingungen, eine neue Verantwortung und 
ein waches Wertbewußtsein fordert und 
einschließt, kommt der Kultur eine tra- 

Wer in dieser Situation zum Boykott 
auffordert, mißachtet nicht nur die Ent' 
Scheidungen der Verfassungsorgane, 
sondern wirbt offen für Rechtsbruch. 
Wer offen für Rechtsbruch wirbt, hat 
sich auf den Weggemacht, den freiheit- 
lichen Rechtsstaat zu zerstören. Wir 
wollen einen starken Rechtsstaat, denn 
das Recht schützt den Schwachen. 

gende Rolle zu. Die Bundesregierung 
wird deshalb verstärkt im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten Akzente beim Ausbau 
unseres Kulturstaates setzen. 
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Wir wollen die Verbreitung der deutschen 
Sprache, unserer Muttersprache, in der 
Welt auch künftig nachdrücklich fördern 
und den Austausch von Studenten und 
Wissenschaftlern weiter ausbauen. 

Unsere auswärtige Kulturpolitik soll ein 
Umfassendes, die demokratische Mei- 
nungsvielfalt widerspiegelndes Bild der 
Bundesrepublik Deutschland vermitteln. 
Sie soll der wirtschaftlichen, der sozialen 
und kulturellen Wirklichkeit entsprechen 
und die ganze deutsche Geschichte in 
allen ihren Höhen und Tiefen umfassen. 

In einem föderalen Staat kann Kulturpo- 
utik nur in konstruktiver Zusammenar- 
beit gedeihen. Die Vorbereitung einer 
Kulturstiftung der Länder, zu der auch 
?er Bund einen namhaften Beitrag leistet, 
ist auf einem guten Weg. 
ßeim weiteren Ausbau unserer Bundes- 
hauptstadt wird die Bundesregierung ins- 
besondere die geistig-kulturellen Einrich- 
tungen fördern. Die bestehenden vertrag- 
lichen Grundlagen mit der Stadt Bonn 
Rollen durch eine Anschlußvereinbarung 
fortgeführt werden. 
ts gilt, das Engagement der Bürger und 
der Wirtschaft für Wissenschaft, Kunst 
und Kultur zu ermutigen und auch die 
Arbeitsbedingungen für Künstler weiter 
2u verbessern. Die gesetzliche Vorausset- 
zung für eine Stärkung der Substanzer- 
naltung der Stiftungen haben wir verab- 
schiedet. Jetzt wollen wir größere Anreize 
tür die Errichtung von Stiftungen schaf- 
fen. 

Wir müssen den Freiraum für gemeinnüt- 
Zlges Handeln erweitern, damit Bürger 
Slch an der Lösung von Problemen der 
Gemeinschaft durch die Errichtung von 
Stiftungen beteiligen. Stifter sind Partner 
bei der Bewältigung von Zukunftsaufga- 
ben des Landes. Dem müssen auch die 
steuerlichen Voraussetzungen Rechnung 
tragen. 

Wachsende Bedeutung gewinnen auch 
der Schutz und die Bewahrung unseres 
kulturellen Erbes. Es geht hier vor allem 
um die Verbesserung des Denkmalschut- 
zes und um die Erhaltung des bewegli- 
chen Kulturgutes von nationalem Rang 
für die deutsche Öffentlichkeit. Auch die 
reichen und wertvollen Zeugnisse ost- 
deutscher Kultur dürfen nicht in Verges- 
senheit geraten. 

IV. Das gemeinsame Erbe 
unserer Nation pflegen, die 
Anziehungskraft Berlins 
stärken und nach Freiheit 
für alle Deutschen streben 
- das ist Politik für 
Deutschland 
Uns leitet der Verfassungsauftrag, in 
einem vereinten Europa in freier Selbst- 
bestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden. Wir halten 
fest an der Präambel unseres Grundgeset- 
zes. 
Die Einheit der Nation soll und muß sich 
zuerst in der Freiheit ihrer Menschen 
erfüllen. Diese Einheit gründet nicht 
zuletzt in der gemeinsamen Geschichte. 
Wir bekennen uns zur ganzen deutschen 
Geschichte mit ihren Höhen und ihren 
Tiefen. Für jedes Volk ist Geschichte 
Quelle der Selbstvergewisserung. Deshalb 
ist die Pflege von Kultur und Geschichte 
auch eine nationale Zukunftsaufgabe. 
Die Bundesregierung trägt dem mit zwei 
wichtigen Museumsbauten Rechnung. In 
Bonn entsteht ein Haus der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland und in 
Berlin ein Deutsches Historisches 
Museum. 
Die deutsche Geschichte soll so darge- 
stellt werden, daß sich die Bürger darin 
wiedererkennen — offen für kontroverse 
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Deutungen und Diskussionen, offen für 
die Vielfalt geschichtlicher Betrachtungs- 
möglichkeiten. In einer freien Gesell- 
schaft gibt es nach unserer Überzeugung 
kein geschlossenes und schon nicht ein 
amtlich verordnetes Geschichtsbild. Nie- 
mand — niemand! — hat das Recht, 
anderen seine Sicht und seine Deutung 
der Geschichte aufzudrängen. 

Unsere alte Hauptstadt wird in diesem 
Jahr 750 Jahre alt. Bei den Geburtstags- 
feiern soll und muß die Einheit der Stadt 
zum Ausdruck kommen. Diese Feiern 
sollten die Teilung nicht vertiefen. 

Dieser Geburtstag steht für die gemein- 
same Geschichte und für die Hoffnung 
auf eine gemeinsame Zukunft der ganzen 
Stadt. Zu unserer Freude werden auch 
Königin Elizabeth, Präsident Reagan und 
Präsident Mitterrand aus diesem Anlaß 
Berlin besuchen. 
Wir heißen sie herzlich willkommen. Die 
Sicherheit und Lebensfähigkeit des freien 
Berlin beruht auf der Präsenz der drei 
Schutzmächte und den im Viermächte- 
abkommen bekräftigten Bindungen an 
die Bundesrepublik Deutschland. Die 
enge Verflechtung mit den politischen, 
rechtlichen und wirtschaftlichen Struktu- 
ren der Bundesrepublik Deutschland ist 
wesentlich für die Entwicklung der Stadt. 

Die Rechte und die Verantwortlichkeiten 
der drei Mächte müssen gewahrt, die Bin- 
dung an den Bund muß erhalten und 
intensiviert werden. 
Dazu gehören die Förderung der wirt- 
schaftlichen, wissenschaftlichen und kul- 
turellen Attraktivität der Stadt und eine 
gute verkehrstechnische Anbindung an 
den europäischen Raum. Berlin muß ein 
lebendiger Faktor in der Entwicklung 
unseres Landes bleiben. 

Berlin muß deshalb auch in unsere 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten 
voll einbezogen werden. Insbesondere 

die Beziehungen zur DDR können nicht 
um Berlin herum entwickelt werden. 
Wir halten fest an der Einheit unserer 
Nation. Auch vier Jahrzehnte nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges ist die 
deutsche Frage rechtlich, politisch und 
geschichtlich offen. Die deutsche Nation 
besteht fort, getragen durch das 
Bewußtsein der Deutschen in West und 
Ost. Sie schöpft ihre Kraft aus der 
gemeinsamen Geschichte, der gemeinsa- 
men Kultur und aus der gemeinsamen 
Verantwortung der Deutschen für die 
Zukunft. 
Wir werden alles tun, das Bewußtsein für 
die Einheit der Nation lebendig zu hal- 
ten, das Gemeinsame zu bewahren, das 
die Menschen in beiden Teilen Deutsch- 
lands verbindet. 

Unser Ziel bleibt: Freiheit und Einheit 
für alle Deutschen. Alle rechtlichen und 
politischen Grundlagen, die ich in meiner 
Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 
und in den folgenden Berichten zur Lage 
der Nation im geteilten Deutschland 
genannt habe, sind auch in Zukunft 
selbstverständlich bindend. 

Die politischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen, die wir heute in Europa 
erleben, gehen nicht an Deutschland vor- 
bei. Das Interesse an der Überwindung 
der Teilung unseres Kontinents wächst. 
Auf beiden Seiten wollen gerade junge 
Menschen frei miteinander umgehen kön- 
nen. 
Zugleich müssen wir uns aber bewußt 
bleiben, daß das deutsche Schicksal ein- 
gebunden ist in das gesamte Ost-West- 
Verhältnis. Der Wunsch, die Teilung 
Europas zu überwinden, entspricht dem 
Willen der Deutschen, Einheit in Freiheit 
zu vollenden. 
Manche meinen, unser nationales Pro- 
blem könne unabhängig vom West-Ost- 
Konflikt gelöst werden. Solchen Illusio- 
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nen — 0b von rechts oder links — müs- 
sen wir entschieden entgegentreten, 
^s gibt keinen deutschen Sonderweg! Die 
Putschen werden nur zusammenkom- 
men können, wenn der Ost-West-Gegen- 
Satz in einer dauerhaften, übergreifenden 
europäischen Friedensordnung aufgeho- 
ben wird, in der die Menschenrechte tat- 
sächlich verwirklicht sind, wie sie in der 
*^SZE-Schlußakte vereinbart wurden. Bis 
Qle Teilung überwunden werden kann, ist 
^s unsere Pflicht zu versuchen, Schritt für 

chritt Erleichterungen für die Menschen 
2u erreichen. 
f-ür Obhut sind wir auch gegenüber den 
putschen verpflichtet, die heute noch in 
den Ländern Mittel-, Ost- und Südosteu- 
r°Pas leben. Wir setzen uns mit Nach- 

U*sere Außenpolitik wird auch in den 
*°tomenden Jahren aktiv und weltweit 
triedenspolitik sein. 

ruck für ihre elementaren Anliegen und 
fachte ein, einschließlich des Rechts, 
lhre kulturelle und sprachliche Identität 

u Wahren. Unsere Bemühungen um 
ngehinderte Ausreise und unsere Hilfe 

Ur die Landsleute, die zu uns in die Bun- 
esrepublik kommen wollen und können, 

Werden wir fortsetzen. 

.n Solidarität stehen wir weiterhin zu 
Jenen Deutschen, die ihre Heimat durch 

ertreibung oder Flucht verloren. Ihre 
8r°ße, unvergängliche Leistung beim 
^ufbau unserer Republik war ein Werk 

es Friedens. Dies gilt insbesondere auch 
?r ihren Verzicht auf Gewalt, zu dem sie 

j^ch bereits 1950 in der Stuttgarter Charta 
^kannten. 

'e Achtung der Menschenrechte für alle 
eutschen, der Verzicht auf Gewaltan- 

Wendung an den Grenzen und die Ent- 
,cklung der Kontakte zwischen den 

Menschen sind zentrale Anliegen unserer 
Politik. 
Entsprechend der gemeinsamen Erklä- 
rung vom 12. März 1985 zwischen Gene- 
ralsekretär Honecker und mir und auf der 
Basis des Grundlagenvertrages wollen 
wir alle Anstrengungen unternehmen, die 
Beziehungen zwischen den beiden Staa- 
ten in Deutschland in einem guten, offe- 
nen Klima weiterzuentwickeln. Dafür ist 
der politische Dialog auf allen Ebenen 
von großer Bedeutung. 
Die bestehenden Gegensätze in Grund- 
fragen können, sollen und dürfen dabei 
nicht verschleiert werden. Wir werden 
uns niemals mit Mauer und Schießbefehl 
und Stacheldraht abfinden. 
Wir werden uns nichts abhandeln lassen, 
was die Grundsätze unserer Verfassung 
berühren würde oder unser Ziel gefähr- 
det, auf einen Zustand des Friedens in 
Europa hinzuwirken, in dem das deut- 
sche Volk in freier Selbstbestimmung 
seine Einheit wiedererlangt. So werden 
wir unverändert am Fortbestand der ein- 
heitlichen deutschen Staatsangehörigkeit 
festhalten. 
Uns geht es vor allem darum, die Kon- 
takte zwischen den Menschen auf allen 
Ebenen und in allen Lebensbereichen zu 
verbessern. Von besonderer Bedeutung 
ist dabei die weitere Entwicklung des Rei- 
severkehrs in beiden Richtungen. 
Wir haben mit Befriedigung festgestellt, 
daß Reisen aus der DDR jetzt häufiger 
und großzügiger genehmigt werden und 
daß dadurch auch sehr viel mehr jüngere 
Landsleute aus der DDR in den Westen 
reisen konnten. Wir sehen darin einen 
wichtigen und bedeutsamen Fortschritt. 
Es gibt aber auch, wie wir wissen, immer 
noch erhebliche Beschränkungen des Rei- 
severkehrs, die abgebaut werden müssen. 
Die bestehenden Vereinbarungen mit der 
DDR sollten genutzt und, wo immer 
möglich, mit Leben erfüllt werden. Das 
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gilt besonders für das im letzten Jahr 
geschlossene Kulturabkommen. Wir sind 
bereit, die Zusammenarbeit in Wissen- 
schaft und Technik zu entwickeln. 
Aber auch neue Möglichkeiten der 
Begegnung wie Städtepartnerschaften 
und die Weiterentwicklung des Jugend- 
austauschs sind hier zu nennen. Bei Städ- 
tepartnerschaften und Jugendaustausch 
denken wir natürlich vor allem an die 
Begegnung nicht nur von Offiziellen, son- 
dern auch der Menschen, die ganz unmit- 
telbar betroffen sind. Zunehmend wichtig 
wird die Zusammenarbeit auf dem Felde 
des Umweltschutzes. Maßnahmen gegen 
die Gewässer- und Luftverunreinigung 
sind Aufgaben, denen sich auch die DDR 
nicht entziehen darf. Hier müssen Fort- 
schritte und in einzelnen Fragen konkrete 
Ergebnisse erreicht werden. 
Durch verstärkte Zusammenarbeit im 
Umwelt- und Energiebereich kann auch 
der innerdeutsche Handel zusätzliche 
Impulse erhalten. Der Handel bleibt ein 
wichtiges, stabilisierendes Element der 
Beziehungen. Hier wie auch auf anderen 
Gebieten liegen in Zukunft Chancen für 
beide Seiten, die wir nutzen wollen. 
Alle diese Schritte müssen dem Ziel die- 
nen, daß sich möglichst bald und mög- 
lichst oft die Menschen überall in 
Deutschland frei bewegen können. 

V. Unsere Außenpolitik 
dient dem Frieden 
Aus unserer Geschichte haben wir 
gelernt: Deutsche Außenpolitik darf 
nicht wertfrei sein. Deshalb sind Achtung 
und Schutz der Menschenwürde, die 
Herrschaft des Rechts und der Men- 
schenrechte unsere Richtschnur. Diese 
Wertorientierung bestimmt unsere 
Außenpolitik. Deutsche Außenpolitik 
muß guter Nachbarschaft dienen. 

Mit dieser Klarheit und Beständigkeit 
nach allen Seiten setzt die Bundesregie- 
rung in der Kontinuität seit Konrad Ade- 
nauer ihre erfolgreiche Politik der Frie- 
denssicherung und des Ausgleichs fort. 
Unsere Außenpolitik wird auch in den 
kommenden Jahren aktiv und weltweit 
Friedenspolitik sein. 
Wir brauchen bei unseren Bürgern ein 
stärkeres Bewußtsein für die gewachsene 
Rolle und Verantwortung der Bundesre- 
publik Deutschland in der internationa- 
len Politik. Wir müssen mit ihnen auch 
Ziel und Wege unserer Sicherheitspolitik 
noch stärker diskutieren und so ihr Ver- 
ständnis für die Notwendigkeit der Ver- 
teidigung steigern. 
Das Gewicht unseres Landes ist viel zu 
gering, um die Welt allein verändern zu 
können. Es ist aber auch zu groß, als da" 
wir Wanderer zwischen den Welten sein 
könnten. 

1. Die Atlantische Allianz ist 
der Garant unserer Freiheit und 
Sicherheit 
Auch für die Zukunft werden deshalb o,e 

Stärkung des Bündnisses, seine Einheit 
und Geschlossenheit höchste Priorität 
genießen. 
Das Bündnis gewährleistet angesichts oe 

fortbestehenden militärischen Bedrohung 
durch den Warschauer Pakt weiterhin o,e 

Sicherheit Westeuropas und die Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland. 
Wir bekennen uns zum politischen Kon- 
zept des Bündnisses, wie es im Harmel- 
Bericht von 1967 niedergelegt ist. Auf <Jef 

Basis gesicherter Verteidigungsfähigke»1 

werden wir weiterhin Dialog und Zusam 
menarbeit mit den Staaten des War- 
schauer Pakts anstreben. Militärische 
Sicherheit und realistische Entspan- 
nungspolitik widersprechen sich nicht, 
sondern bedingen und ergänzen sich 
gegenseitig. 
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n den vor uns liegenden Jahren werden 
lr uns neuen Herausforderungen für 

!!?sere nationale Sicherheitspolitik wie 
Vr die Allianz stellen müssen. Das strate- 

S'sche Verhältnis der Großmächte zuein- 
ander kann sich durch tiefgreifende 

orüstungsschritte und durch verstärkte 
uiwendung zu defensiven Systemen ver- 

ändern. 
as heißt, wir werden uns wichtigen Auf- 

° ben auf diesem Felde auch in dieser 
Legislaturperiode zu stellen haben. Wir 

üssen die Verteidigungsfähigkeit im 
ündnis sichern. Zur Bündnisstrategie 

, er Flexiblen Reaktion gibt es in abseh- 
arer Zeit keine Alternative. Für ihre 
lrksamkeit bedarf es weiterhin ausge- 
°gener konventioneller und nuklearer 
re>tkräfte, und diese Strategie gewähr- 
tet die Kopplung der Sicherheit Euro- 

Pas mit der der Vereinigten Staaten von 
Anierika. 

P schreckung und Verteidigung Eu 
in 

ropa erfordern auch in Zukunft die 
asenz starker amerikanischer Truppen 
Wie der übrigen Stationierungsstreit- 

la a     m der Bundesrepublik Deutsch- 
end. Vorneverteidigung bleibt Kernele- 

ent unserer Bündnisverpflichtung. 
Wir     •• ,r müssen die Bündnisstrategie weiter- 

'Wickeln, und dies gilt insbesondere bei 
astischen Abrüstungsmaßnahmen, aber 
cn bei anderen Entwicklungen wie 
Uen Formen der Bedrohung, neuen 

. a'fensystemen oder bei Änderungen im 
rnältnis von offensiven und defensi- 

. n» von nuklearen und konventionellen 
Waffen. 

p [r danken unseren Soldaten für ihren 
^densdienst in der Bundeswehr. Auch 

* Ziyildienstleistenden, die so vielen 
. Sagiert zur Seite stehen, haben wir zu 

*Qnken. 

Wir müssen dementsprechend den hohen 
Einsatzwert der Bundeswehr sicherstel- 
len. So wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land das Bündnis für ihre Sicherheit 
braucht, so braucht auch das Bündnis die 
Bundeswehr als entscheidenden Faktor 
seiner konventionellen Verteidigungsfä- 
higkeit. 
Die Bundesregierung wird rechtzeitig 
sicherstellen, daß unsere Streitkräfte trotz 
sinkender Jahrgangsstärken den erforder- 
lichen Friedensumfang und ihre Verteidi- 
gungsfähigkeit im Krisen- und Verteidi- 
gungsfall behalten. Der Ehrendienst des 
Soldaten muß — auch in der sozialen 
Ausgestaltung — attraktiv bleiben. 
Wir werden dafür sorgen, daß unsere 
Streitkräfte auch in Zukunft ihrem Vertei- 
digungsauftrag entsprechend ausgerüstet 
sind. 
Wir danken unseren Soldaten für ihren 
Friedensdienst in der Bundeswehr. Auch 
den Zivildienstleistenden, die so vielen 
engagiert zur Seite stehen, haben wir zu 
danken. Die Reform des Zivildienstes 
und des Rechtes auf Kriegsdienstverwei- 
gerung aus Gewissensgründen hat die 
Erwartungen voll erfüllt. 
Wir müssen den europäischen Pfeiler im 
Atlantischen Bündnis stärken. Die NATO 
braucht ein starkes und einiges Europa, 
das gemeinsam seine Sicherheitsinteres- 
sen klarer und auch nach außen sichtbar 
definiert und vertritt. 
Dies liegt im Interesse der Vereinigten 
Staaten, und es liegt in unserem Interesse, 
denn die Verteidigung des freien Europa 
ist immer auch die Verteidigung der Ver- 
einigten Staaten. 
Wir wollen die Westeuropäische Union als 
geeignetes Forum weiterentwickeln. 
Gemeinsam mit Frankreich, mit Großbri- 
tannien, Italien und den Benelux-Staaten 
werden wir alle unsere Anstrengungen 
energisch fortsetzen, die Westeuropäische 
Union wiederzubeleben. 
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Freundschaft und enge Zusammenarbeit 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
sind für die Bundesrepublik Deutschland 
von existentieller Bedeutung. Sie sind 
unverzichtbar für die Einheit des Bünd- 
nisses. Sie ermöglichen uns Einfluß und 
Mitgestaltung. Sie erhöhen die Chance, 
daß unsere deutschen und die europäi- 
schen Interessen Eingang finden in alle 
Entscheidungen zu Politik und Strategie, 
zu Wirtschaft und Währung in der westli- 
chen Gemeinschaft. 

Grundlage dieser Freundschaft bleiben 
die gemeinsame Wertordnung und das 
gegenseitige Vertrauen, wie es gerade seit 
dem Oktober 1982 sichtbar erneuert 
wurde. 

In diesem Jahr werden wir den 40. Jah- 
restag des Marshall-Plans begehen. Wir 
werden dieses Jubiläum zum Anlaß neh- 
men, unseren Dank für das damals Gelei- 
stete zu erneuern und zugleich neue 
Wege zu beschreiten, die Verbundenheit 
der Länder und Völker gerade auch bei 
der nachwachsenden Generation zu ver- 
ankern. 
Transatlantische Partnerschaft darf nicht 
nur von den Regierungen, sondern muß 
vor allem auch von den Völkern getragen 
werden. Es wird in den nächsten Jahren 
entscheidend darauf ankommen, unser 
Bild in den USA und über die USA bei 
uns zu verbessern und vor allem den 
Jugendaustausch zu verstärken. 

2. Europa ist unsere politische 
Zukunft 
In einer Woche werden wir den 30. Jah- 
restag der Unterzeichnung der Römi- 
schen Verträge feiern. Europa ist unsere 
wirtschaftliche, kulturelle und politische 
Zukunft. Nur durch immer engeren 
Zusammenschluß kann sich ein freies, 
demokratisches Europa für die Zukunft 
behaupten. 

Die Einheitliche Europäische Akte hat 
das für alle verbindliche Ziel, die Euro- 
päische Union, festgeschrieben. Sie bleibt 
ein vorrangiges Ziel deutscher Außenpo- 
litik. 
Wir wollen ein vielgestaltiges Europa, m 
dem die gewachsenen, auch regionalen 
Strukturen ihren Platz haben. Zugleich 
muß dieses Europa durch immer engere 
Bande der Solidarität zusammengehalte11 

werden. Die Menschen in den einzelnen 
Staaten der Gemeinschaft müssen ein 
gemeinsames politisches Bewußtsein ent- 
wickeln, nennen wir es ruhig europäi- 
schen Patriotismus. 
Wir sind entschlossen, die deutsche Prä' 
sidentschaft im ersten Halbjahr 1988 zu 
einem Aktivposten für Europa zu 
machen. Die Europäische Politische 
Zusammenarbeit steht nunmehr auf 
fester vertraglicher Grundlage. In der 
ständigen Abstimmung zwischen den 
Mitgliedstaaten wächst europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik heran. 
Die Bundesregierung bekennt sich zum 
Europa der Bürger. Europa muß für den 
einzelnen konkret erfahrbar werden. WU 
brauchen noch offenere Grenzen, mehr 
Schüler- und Wissenschaftleraustausch 
und vor allem auch die gegenseitige 
Anerkennung von Zeugnissen und Dip10 

men. 
Die EG steht vor wichtigen Entscheidun- 
gen. Ihre Finanzen müssen mittelfristig 
auf eine Grundlage gestellt werden, die 
eine gerechtere Aufbringung der Mittel 
und Verteilung der Lasten sicherstellt 
und die Prioritäten so setzt, daß für 
zukunftsorientierte Projekte mehr Raum 
geschaffen wird. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist bereit, ihren fairen Ante 
dazu beizutragen. Die Vollendung des 
Binnenmarktes gehört zu den wichtigen« 
festen Zielen der Gemeinschaft. Die Bun 
desregierung wird alles in dieser Legis'3' 
turperiode Mögliche tun, damit dieses 
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2iel bis 1992 erreicht wird. Der einheitli- 
che Binnenmarkt mit über 320 Millionen 
J^enschen stellt für die Wirtschaft der 
Gemeinschaft und damit auch für die 
7lrtschaft unseres Landes eine unver- 
einbare Basis dar, um im weltweiten 
Wettbewerb bestehen zu können. 

"Uerdings — und darüber muß sich jeder 
111 klaren sein — verlangt der Binnen- 

markt von den Volkswirtschaften und 
Unternehmungen aller Staaten, auch bei 
,ns, erhebliche Anpassungen, 
^hnlich wie die Gründung der EWG vor 
u Jahren wird aber die Vollendung des 

ölnnenmarkts bis 1992 neue Wachstums- 
jflpulse freisetzen; Wachstumsimpulse, 
le allen zugute kommen, nicht zuletzt 

dem Verbraucher. 
lT wollen, daß Europa zu einer Techno- 

°§iegemeinschaft zusammenwächst, um 
*uch auf den Weltmärkten erfolgreich 
estehen zu können. 
u'dem Weg zur Europäischen Union 
ollen wir fortfahren, das Europäische 
arlament als die gewählte demokrati- 
ne Vertretung der Bürger in seinen 
e'ugnissen weiter zu stärken. 
,e deutsch-französische Freundschaft 

War und bleibt die treibende Kraft im 
Uropäischen Einigungsprozeß. Ihre 
ntensität ist heute einmalig. Diese Part- 

nerschaft umfaßt eine sehr weitgehende, 
»erneinsame Konzeption von europäi- 
Cner Sicherheit, eine gemeinsame Vision 

^on der Zukunft Europas und die 
esamtheit unserer politischen, wirt- 

'cnaftlichen, technologischen und kultu- 
rel|en Aktivitäten. 
W|r wollen diese privilegierte Partner- 
chaft weiterentwickeln. Zwischen Frank- 
en und der Bundesrepublik Deutsch- 
anc* gibt es heute eine Identität der Auf- 
Äsungen und Interessen, die es ermögli- 
nen sollte, erste Schritte auch zu einer 
Perativ gemeinsamen Außenpolitik zu 

tun. Das schließt auch die Möglichkeit 
eines engeren Zusammengehens in der 
Entwicklungspolitik ein. 
Wir werden die begonnene militärische 
Zusammenarbeit fortentwickeln. Frank- 
reich und Deutschland müssen zur politi- 
schen Kerngemeinschaft einer sich ent- 
wickelnden Europäischen Union werden. 
Großbritannien ist zu einer wichtigen 
Kraft im europäischen Einigungsprozeß 
geworden. Es leistet unverzichtbare Bei- 
träge zur Sicherheit des Westens und 
gerade auch unseres Landes. Wir schät- 
zen diese Zusammenarbeit sehr hoch ein, 
und wir wollen sie, wo immer das mög- 
lich ist, weiter ausbauen. 
Wir wollen das Verhältnis zu Italien und 
Spanien intensivieren. Wir würdigen die 
aktive Rolle der Benelux-Staaten. Mit 
ihnen sowie mit den anderen Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft verbindet uns 
bewährte Freundschaft. 

3. Wir wollen die Beziehungen 
zur Sowjetunion und den 
Staaten des Warschauer Paktes 
intensivieren 
Das West-Ost-Verhältnis ist in Bewegung 
geraten. Reykjavik hat gezeigt, daß beide 
Weltmächte interessiert sind, stabile 
Beziehungen herzustellen und konkrete 
Vereinbarungen abzuschließen. Damit 
können sich neue Perspektiven für das 
West-Ost-Verhältnis und für die Abrü- 
stung und Rüstungskontrolle eröffnen. 
Wir begrüßen das verabredete Treffen 
der Außenminister der USA und der 
Sowjetunion, und wir befürworten ein 
neues Gipfeltreffen zwischen dem Präsi- 
denten der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika und dem Generalsekretär der 
KPdSU noch in diesem Jahr. 
Seit dem Amtsantritt Generalsekretär 
Gorbatschows vor zwei Jahren hat die 
Sowjetunion große Erwartungen in Rieh- 
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tung auf wichtige Veränderungen im 
Inneren geweckt. 
Generalsekretär Gorbatschow spricht von 
neuem Denken in den internationalen 
Beziehungen. Wir nehmen ihn beim 
Wort: Wenn sein Kurs Chancen birgt zu 
mehr Verständigung, zu mehr Zusam- 
menarbeit und vor allem zu konkreten 
Ergebnissen bei Abrüstung und 
Rüstungskontrolle, werden wir sie auf- 
greifen. 
Wenn er den Weg für Kooperation zwi- 
schen allen west- und osteuropäischen 
Staaten weiter ebnet, dann sind wir ent- 
schlossen, dies umfassend zu nutzen — 
im Rahmen bilateraler Beziehungen wie 
im Rahmen des West-Ost-Dialogs insge- 
samt. 
Wir werden dabei weder die Realitäten 
aus den Augen verlieren noch Illusionen 
nachjagen, noch bestehende Gegensätze 
verwischen. 
Die Bundesregierung bekräftigt ihre lang- 
fristig angelegte Politik, die Beziehungen 
zu allen Staaten Mittel-, Ost- und Südost- 
europas in allen Bereichen und auf allen 
Ebenen zu entwickeln. Sie will diesen 
Staaten ein zuverlässiger, ein berechenba- 
rer und auch ein vertrauensvoller Partner 
für Dialog und Zusammenarbeit sein. 
Die Grundlage sind die geschlossenen 
und geltenden Verträge und die Schluß- 
akte von Helsinki, nach deren Buchsta- 
ben und Geist wir unsere Politik gestalten 
wollen. 
Wir werden dabei auch eingedenk unse- 
rer leidvollen Geschichte den Weg der 
Verständigung mit dem polnischen Volk 
fortsetzen. Insbesondere wollen wir die 
junge Generation beider Länder enger 
zusammenführen und damit den neuen 
Generationen eine friedliche Zukunft 
sichern. 
Die Beziehungen zur Sowjetunion sind 
für uns von zentraler Bedeutung. Sie zu 
festigen und zu vertiefen entspricht den 

Interessen und Wünschen der Menschen 
in unseren beiden Staaten. Wir fördern 
damit die Verständigung zwischen West 
und Ost und stärken den Frieden in 
Europa. 
Die deutsch-sowjetischen Beziehungen 
bieten auf allen Feldern noch erhebliche 
unausgeschöpfte Möglichkeiten: 
• Wir wollen den politischen Dialog 
intensivieren; 
• wir wollen Fortschritte auf humanitä- 
rem Gebiet; 
• wir wollen die vorbereiteten Abkom- 
men über wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit und Verkehr als- 
bald in Kraft setzen; 
• wir wollen in Kürze ein Umweltabkofl1' 
men erreichen, und 
• wir wollen das deutsch-sowjetische 
Kulturabkommen durch Abschluß eines 
Zweijahresprogramms endlich mit Leben 
erfüllen. 
Wir sind bereit, einer breit angelegten 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwi- 
schen West und Ost den Weg zu ebnen- 
Langfristige, gegenseitig vorteilhafte un 
ausgewogene Wirtschaftsbeziehungen 
bleiben für uns ein wichtiges Element in 
unseren Beziehungen zur Sowjetunion 
und zu den übrigen Staaten des War- 
schauer Pakts. 
Wir bieten kontinuierliche, zukunftsori- 
entierte Zusammenarbeit an, auch in 
neuen Formen der Kooperation. 
Sie sollen Thema einer West-Ost-Konfe- 

Die konventionelle Überlegenheit des 
Warschauer Paktes muß abgebaut wer' 
den, insbesondere auch seine Fähigket* 
zum Überraschungsangriff und zu 
raumgreifender Offensive. Damit wür' 
den vor allem auch Stabilität und 
Sicherheit für ganz Europa gestärkt 
werden. 
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j"enz über wirtschaftliche Zusammenar- 
e,t sein, die ich im vergangenen Jahr 
^•"geschlagen habe und die inzwischen 

als gemeinsamer Vorschlag der Europäi- 
schen Gemeinschaft im Wiener KSZE- 
b°lgetreffen eingeführt wurde. 

le Konferenz über Sicherheit und 
Usammenarbeit in Europa bleibt ein 
.^Häßliches Instrument, den Frieden zu 
ehern, die Spaltung Europas zu über- 
,r>den, die Zusammenarbeit auf allen 

. bieten zu fördern und die Menschen 
Länder näherzubringen. 

Jeim Wiener KSZE-Folgetreffen strebt 
,e Bundesregierung deshalb in Überein- 
,rnmung mit unseren Partnern und 
reunden ein substantielles und ausgewo- 

gnes Schlußdokument an. Wir wollen 
K°nkrete Fortschritte 
% »ni Bereich der Sicherheit, 
, 'n der wirtschaftlichen Zusammenar- 
beit, 

beim wissenschaftlich-technologischen 
^stausch, 

Schutz unserer Umwelt, %fürden 
2ur Lösung humanitärer Fragen und 

.  r allem Achtung der Menschenrechte 
n allen Teilnehmerstaaten. 

nser Kriterium für echte Fortschritte in 
en West-Ost-Beziehungen ist und bleibt 
^e Lage der Menschen in unserem geteil- 
n Volk und auf unserem Kontinent. Wir 
egrüßen erste Anzeichen einer Wende 
ni Besseren in der sowjetischen Men- 

s
cnenrechtspolitik, und wir hoffen, daß 
cn diese Anzeichen fortentwickeln. 
,r bleiben bei unserer Forderung, daß 
e Politischen Gefangenen freigelassen 

erden, auch in allen Ländern des War- 
schauer Paktes. Und wir erwarten, daß 
<, e neue Ausreisegesetzgebung der 

^jetunion endlich das Leid seit langem 
jprennter Familien lindert; dabei den- 

n wir nicht zuletzt an unsere deutschen 
Candsleute, die betroffen sind. 

4. Wir streben intensiv nach 
Abrüstung und 
Rüstungskontrolle 
Gemeinsam mit unseren westlichen Ver- 
bündeten wollen wir den Prozeß der 
Abrüstung und Rüstungskontrolle in 
allen Verhandlungsforen dynamisch fort- 
setzen. Unser Ziel ist und bleibt, Sicher- 
heit für alle Beteiligten auf einem mög- 
lichst niedrigen, ausgewogenen Streitkräf- 
teniveau zu gewährleisten. Dies setzt aber 
voraus, daß die Sicherheit aller berück- 
sichtigt wird. 
Unser nachdrückliches und konsequentes 
Eintreten für Abrüstung und Rüstungs- 
kontrolle bleibt ein unverzichtbarer 
Bestandteil der Sicherheitspolitik der 
Bundesregierung. 
Seit Reykjavik liegen auf den Verhand- 
lungstischen die umfassendsten Vor- 
schläge beider Seiten in der Geschichte 
der Rüstungskontrollverhandlungen. Wir 
hoffen, daß die USA und die Sowjet- 
union diese Chance nutzen und durch 
Kompromißbereitschaft zu Ergebnissen 
kommen. 
Das Interesse der Verbündeten und der 
Bundesregierung richtet sich in besonde- 
rem Maße darauf, möglichst bald ein 
Abkommen mit dem Ziel abzuschließen, 
die sowjetischen und amerikanischen 
nuklearen Mittelstreckenflugkörper grö- 
ßerer Reichweite zu beseitigen. 
Die Bundesregierung stimmt der in Reyk- 
javik in Aussicht genommenen INF- 
Regelung zu: Null-Lösung in Europa bei 
gleichzeitiger weltweiter Verringerung 
dieser Systeme auf jeweils 100 Gefechts- 
köpfe. Ein solches Ergebnis entspräche 
der von den Bündnispartnern seit dem 
NATO-Doppelbeschluß 1979 nachdrück- 
lich verfolgten Zielvorstellung. 
Ein baldiger Abschluß eines INF- 
Abkommens wäre ein sichtbares Zeichen 
für den Ernst und die Glaubwürdigkeit 
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der Rüstungskontrollbemühungen. Von 
ihm würde ein wichtiger Impuls auf die 
anderen Bereiche ausgehen. 
Als Sorge bleibt die drückende sowjeti- 
sche Überlegenheit bei den Mittelstrek- 
kenwaffen kürzerer Reichweite. Die Bun- 
desregierung erwartet deshalb, daß sich 
die beiden Weltmächte konkret und ver- 
bindlich verpflichten, sofortige Folgever- 
handlungen über die Mittelstreckensy- 
steme kürzerer Reichweite aufzunehmen. 
Ziel dieser Verhandlungen muß es sein, 
alle diese Systeme auf ein niedriges 
Niveau mit gleichen Obergrenzen zu 
reduzieren. 
Reykjavik hat auch Aussichten auf drasti- 
sche Reduzierungen im Bereich strategi- 
scher Offensivwaffen eröffnet. Beide Sei- 
ten bekennen sich zum Ziel einer 50pro- 
zentigen Reduzierung dieser Systeme 
innerhalb von fünf Jahren. Wir unterstüt- 
zen dies nachdrücklich. 

In Genf müssen beide Verhandlungspart- 
ner Anstrengungen unternehmen, für das 
Verhältnis von Offensiv- und Defensiv- 
waffen eine die Sicherheitsinteressen bei- 
der Seiten berücksichtigende, kooperative 
Lösung zu finden. Dies gilt auch für die 
Anwendung des ABM-Vertrages. 

Ich bin weiterhin der Auffassung, daß 
drastische Reduzierungen der Offensiv- 
waffen Einfluß auf Notwendigkeit und 
Umfang von Defensivsystemen haben 
müssen. 
Ein verläßlich verifizierbarer nuklearer 
Teststopp ist für die Bundesregierung ein 
wichtiges Ziel, das nach unserer Auffas- 
sung schrittweise verwirklicht werden 
kann. 
Nukleare Abrüstung verschärft das Pro- 
blem des konventionellen Ungleichge- 
wichts in Europa. Wir müssen deshalb 
ohne Verzug und nachdrücklich ver- 
stärkte Anstrengungen unternehmen, um 
ein nachprüfbares, umfassendes und sta- 

biles Gleichgewicht konventioneller 
Streitkräfte auf niedrigerem Niveau zu 
erreichen. 
Die konventionelle Überlegenheit des 
Warschauer Paktes muß abgebaut wer- 
den, insbesondere auch seine Fähigkeit 
zum Überraschungsangriff und zu raum- 
greifender Offensive. Damit würden vor 
allem auch Stabilität und Sicherheit für 
ganz Europa gestärkt werden. 
Das Nordatlantische Bündnis hat daher 
auf deutsch-französischen Vorschlag hin 
die Initiative ergriffen, um dieses Ziel 
schrittweise zu erreichen. Demzufolge 
wurden in Wien Gespräche mit den Staa- 
ten des Warschauer Paktes über ein Man- 
dat für eine Konferenz über konventio- 
nelle Rüstungskontrolle in ganz Europa 
aufgenommen. 
Wir erhoffen zügige Fortschritte auch in 
den laufenden Verhandlungen über ein 
weltweites Verbot chemischer Waffen. 
Zusammen mit unseren Partnern streben 
wir an, daß die Konferenz über Vertrau- 
ens- und Sicherheitsbildende Maßnah- 
men in Europa, die im September 1986 
wichtige vertrauensbildende Maßnahme 
erreichen konnte, fortgesetzt wird. 
Die Bundesregierung würde es begrüßen- 
wenn in diesen Schlüsselfragen der Abrn 
stung und Rüstungskontrolle ein breiter 
Konsens im Deutschen Bundestag 
erreichbar wäre. 

5. Mit einem gerechten 
Interessenausgleich zwischen 
Nord und Süd wollen wir zum 
Frieden in der 
Völkergemeinschaft beitragen 
Unsere Beziehungen zu den neuen pol'11' 
sehen Schwerpunkten der Dritten Welt 
müssen über Handelsaustausch und Ent- 
wicklungshilfe hinausgehen. Wir wün- 
schen mit diesen Ländern einen umfas- 
senden und stetigen politischen Dialog 
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zwischen gleichberechtigten Partnern als 
ein wichtiges Element unserer Zusam- 
menarbeit. 
lch möchte in diesem Zusammenhang 
pen Beitrag von Entwicklungsländern zur 
•nternationalen Diskussion über die 

wir gewähren weiterhin jenen Asyl, die 
Qus politischen, rassischen oder religi- 
ösen Gründen verfolgt werden. Wir 
können aber die wirtschaftlichen Pro- 
bleme der Welt nicht durch Einwande- 
i^ng in die Bundesrepublik Deutschland 
lösen. 

k'cherung des Weltfriedens ausdrücklich 
Würdigen. 
w,r unterstützen das Bestreben der Ent- 
wicklungsländer nach Unabhängigkeit, 
ihren Wunsch nach Selbstbestimmung 
Und nach eigenständiger Gestaltung der 
Wlrtschaftlichen und sozialen Entwick- 
ung entsprechend ihrer eigenen kulturel- 

le* Tradition. 
tcnte Blockfreiheit und regionale Zusam- 
menarbeit sind wichtige Elemente in den 
,nternationalen Beziehungen. 

ie Welt von morgen wird nur dann in 
frieden, Freiheit und Stabilität leben 
°nnen, wenn es gelingt, Hunger und 

Not zu verringern, das Wohlstandsgefälle 
zwischen Nord und Süd abzubauen und 

~~ Wo immer möglich — Menschenrechte 
durchzusetzen. 
w,r gewähren weiterhin jenen Asyl, die 
,Us politischen, rassischen oder religi- 
on Gründen verfolgt werden. Wir kön- 

nen aber die wirtschaftlichen Probleme 
er Welt nicht durch Einwanderung in 
>e Bundesrepublik Deutschland lösen. 
Ur die Menschen in der Welt, die hun- 

gern und wirtschaftliche Not leiden, ist 
J*nd bleibt die beste Hilfe die Hilfe vor 
Ort. 

Nach der Neuorientierung der letzten 
Jahre haben wir unserer Hilfe jetzt fol- 
gende Schwerpunkte gegeben: 
• Konzentration auf die Ärmsten, 
• Sicherung der Ernährung aus eigener 
Kraft, 
• mehr Spielraum für Selbsthilfe, 
• stärkere Berücksichtigung der Rolle 
der Frau im Entwicklungsprozeß, 
• Bildung und Ausbildung, losgelöst 
von unangebrachten westlichen Vorbil- 
dern, 
• Schutz der Umwelt auch in der Dritten 
Welt und 
• Hilfe für Maßnahmen zur Strukturan- 
passung. 

Wir wollen Rückflüsse aus der Kapital- 
hilfe schrittweise wieder zur Finanzie- 
rung neuer Maßnahmen einsetzen. 
Ohne wirtschaftliche Dynamik und wach- 
sende Produktivität werden jedoch 
Armut und wirtschaftliche Rückständig- 
keit in der Dritten Welt nicht zu überwin- 
den sein. Wir vertrauen deshalb auch hier 
vor allem auf private Initiative und auf 
die Leistungsfähigkeit offener und freier 
Märkte. 
Unsere staatliche Entwicklungspolitik 
muß gezielt Struktur- und leistungsschwa- 
che Regionen fördern. Nur so können 
sich mehr eigenständige Produktivität 
und mehr unternehmerisches Handeln im 
Handwerk, im Kleingewerbe und in den 
kleinen und mittleren ländlichen Betrie- 
ben entwickeln. 

Entwicklungshilfe ist nicht nur Aufgabe 
des Staates. Sie ist eine moralische Auf- 
gabe und Pflicht der ganzen Gesellschaft. 
Ich danke allen für Spendenbereitschaft 
und persönliches Engagement bei der 
Bekämpfung von Hunger und Armut in 
der Dritten Welt. 
Ich danke vor allem den Kirchen, die 
dazu beigetragen haben, eine hohe Sensi- 
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bilität in unserem Lande für die Not in 
der Dritten Welt zu schaffen. Wir werden 
die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen 
Organisationen fortsetzen und, wo immer 
möglich, verstärken. 
Der weitere Ausbau unserer freund- 
schaftlichen Beziehungen zu den Staaten 
Asiens, Lateinamerikas, Afrikas, des 
Nahen und Mittleren Ostens und des süd- 
pazifischen Raumes hat für die Bundesre- 
gierung große Bedeutung. Einige dieser 
Staaten sind hochentwickelte Industrie- 
länder. Die meisten von ihnen aber sind 
Entwicklungsländer, die von uns beim 
Aufbau ihrer Wirtschaft besondere Soli- 
darität und Kooperationsbereitschaft 
erwarten. 
Die stetig wachsende weltpolitische und 
weltwirtschaftliche Bedeutung Asiens ist 
uns sehr bewußt. 
Japan ist im westlichen System außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft und der 
NATO schon heute unser wichtigster 
Partner. Dieser Entwicklung werden wir 
auch künftig Rechnung tragen. 
Die Volksrepublik China ist für uns ein 
besonders wichtiger und vertrauenswür- 
diger Partner geworden. Trotz unter- 

Unser nachdrückliches und konsequen- 
tes Eintreten för Abrüstung und 
Rüstungskontrolle bleibt ein unverzicht- 
barer Bestandteil der Sicherheitspolitik 
der Bundesregierung. 

schiedlicher Gesellschaftssysteme unserer 
beiden Länder haben sich ein breiter 
Konsens in der Bewertung politischer 
Fragen und zahlreiche gemeinsame Inter- 
essen und Zielsetzungen ergeben. Es ist 
das Ziel der Bundesregierung, das schon 
jetzt bestehende Netz politischer, wirt- 
schaftlicher und kultureller Zusammenar- 
beit mit der Volksrepublik China noch 
dichter zu knüpfen. 

Mit den sechs ASEAN-Staaten hat sich 
auf deutsche Initiative hin eine enge 
Zusammenarbeit sowohl bilateral als 
auch im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft entwickelt. Wir wollen 
diese Zusammenarbeit weiter pflegen. 
Mit Indien, der volkreichsten Demokratie 
der Erde, verbinden uns traditionell gute 
Beziehungen. Wir sind entschlossen, den 
wirtschaftlichen und kulturellen Aus- 
tausch weiter auszubauen, den politi- 
schen Dialog zu vertiefen und vor allem 
die entwicklungspolitische Zusammenar- 
beit im Rahmen des Möglichen fortzu- 
führen. Ein weiteres Schwerpunktland 
unserer Zusammenarbeit bleibt Pakistan. 
Ausgehend von unseren freundschaftli- 
chen Beziehungen zu beiden Ländern 
sehen wir mit Genugtuung die erfolgrei- 
chen gemeinsamen Bemühungen, histori- 
sche Belastungen abzubauen. 

Ich habe an dieser Stelle schon vor vier 
Jahren den Abzug der sowjetischen Trup- 
pen aus Afghanistan und der vietnamesi- 
schen Truppen aus Kambodscha gefor- 
dert. Nach wie vor wird beiden Völkern 
das Selbstbestimmungsrecht verweigert. 
Wir appellieren an die Sowjetunion, 
ihren Ankündigungen für eine politische 
Lösung Taten folgen zu lassen. Die Lei- 
den dieser Völker müssen endlich ein 
Ende haben. 

Mit den Ländern Lateinamerikas verbin- 
den uns traditionell gute und enge Bezie- 
hungen. Seit Übernahme der Regierungs- 
verantwortung haben wir diesen Bezie- 
hungen neue Impulse gegeben und damit 
der wachsenden Bedeutung dieses Sub- 
kontinents für uns und für unsere euro- 
päischen Partner Rechnung getragen. 
Diesem Ziel dient auch die gegenwärtige 
Reise des Herrn Bundespräsidenten. Wir 
werden diese Beziehungen insbesondere 
zu den Schlüsselländern der Region: 
Argentinien, Brasilien und Mexiko — auf 
allen Gebieten vertiefen. Wir werden alle 
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§eeigneten Initiativen für eine friedliche 
Lösung der Krise in Zentralamerika 
unterstützen. Gewalt und soziale Unge- 
rechtigkeit müssen überwunden werden. 
Afrika bleibt ein wichtiges Feld unserer 
Außen- und Entwicklungspolitik. Die 
j^taaten Afrikas brauchen Frieden. Sie 
bedürfen unserer Unterstützung, um ihre 
Aufgaben für die Zukunft aus eigener 
Verantwortung zu lösen. 
gemeinsam mit unseren europäischen 
gärtnern und unseren westlichen Verbün- 
deten werden wir auch künftig dafür ein- 
ten, daß in Südafrika Apartheid und 
Rassendiskriminierung mit friedlichen 
Mitteln überwunden und die Menschen- 
rechte allen Bürgern dieses Landes in 
8'eicher Weise gewährt werden. 

Südafrika bedarf einer politischen und 
§esellschaftlichen Ordnung, die es auch 
aer schwarzen und farbigen Bevölke- 
^ngsmehrheit ermöglicht, die politischen 
^eschicke des Landes mitzubestimmen, 

'e Bundesregierung appelliert an alle 
beteiligten, den friedlichen Weg des Dia- 
lo8s zu gehen. 
w'r werden diesen Dialog nach Kräften 
°i"dern. Unsere Maßnahmen zugunsten 

Jer von der Apartheid betroffenen Bevöl- 
erung werden wir verstärken und die 

M'ttel dafür erhöhen. 

Mit den Staaten des Nahen und Mittleren 
Ostens verbindet uns vielfältige politi- 
sche, wirtschaftliche und kulturelle 
r^sammenarbeit. Um so größer ist die 
Sorge, daß Kriege und Konflikte, Terror 
Und Gewalt in dieser Region nicht enden 
Sollen. 

Grundlage unserer Politik ist die Achtung 
der berechtigten Interessen aller Völker 
Ur,d Staaten in dieser Region. Unverän- 
dert wird sich unsere Politik am Existenz- 
recht Israels in sicheren Grenzen, am 
Selbstbestimmungsrecht des palästinensi- 
Schen Volkes und am beiderseitigen 

Gewaltverzicht orientieren. Den Lebens-, 
Freiheits- und Sicherheitsinteressen Isra- 
els gelten weiter unser Interesse und 
unsere Sorge. Wir begrüßen herzlich den 
bevorstehenden Besuch des israelischen 
Staatspräsidenten in der Bundesrepublik 
Deutschland als ein bedeutsames histori- 
sches Ereignis. 
Unsere traditionell freundschaftlichen 
Beziehungen mit den arabischen Ländern 
wollen wir weiterentwickeln. Bei der 
immer dringlicher werdenden Suche nach 
friedlichen Konfliktlösungen arbeiten wir 
mit unseren Partnern in Europa und den 
Vereinigten Staaten eng zusammen. 
Am 23. Februar dieses Jahres haben sich 
die EG-Außenminister mit ihrer gemein- 
samen Erklärung für eine internationale 
Nahost-Friedenskonferenz ausgespro- 
chen und sich bereit erklärt, dabei eine 
hilfreiche Rolle zu übernehmen. 
Angesichts zahlreicher Krisen und Kon- 
flikte in nahezu allen Regionen der Welt 
sind die Vereinten Nationen das unent- 
behrliche zentrale Forum weltweiter Ver- 
ständigung und Zusammenarbeit. Wir 
werden unserer politischen Verantwor- 
tung im Sicherheitsrat gerecht werden. 
Wir würdigen auch die Arbeit der UN- 
Sonderorganisationen. Gemeinsam mit 
ihren Partnern wird die Bundesregierung 
weiterhin nach Kräften dazu beitragen, 
die UNESCO zu reformieren und ihre 
Universalität wiederherzustellen. 
Die der deutschen Außenpolitik gestell- 
ten Aufgaben erhöhen die Anforderun- 
gen an unsere Mitarbeiter im auswärtigen 
Dienst. 
Die Bundesregierung würdigt, daß sie oft 
unter schwierigen äußeren Bedingungen 
und großen persönlichen Gefahren ihre 
Pflicht erfüllen. Der Mord an Gerold von 
Braunmühl hat dies uns allen erneut dra- 
stisch vor Augen geführt. 
Die Bundesregierung bekennt sich in 
ihrer Außenpolitik immer wieder — wie 
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es im Artikel 1 unseres Grundgesetzes 
heißt — zu unverletzlichen und unveräu- 
ßerlichen Menschenrechten als Grund- 
lage jeder menschlichen Gemeinschaft, 
des Friedens und der Gerechtigkeit in der 
Welt. 
Gerade für unsere jungen Mitbürger wol- 
len wir ein Leben in Freiheit, Frieden 

Viele junge Menschen wollen wissen, in 
welche Zukunft der Weg fuhrt und wel- 
chen persönlichen Beitrag sie leisten 
können. Wir können ihnen mit gutem 
Gewissen sagen: Ihr habt guten Grund 
zur Zuversicht. 

und Gerechtigkeit. Wir wollen ihnen die 
Aussicht auf eine Welt eröffnen, in der es 
sich zu leben und zu wirken lohnt. 
Unser Regierungsprogramm ist getragen 
von der Verantwortung für die Generatio- 
nen, die nach uns kommen. Doch die 
junge Generation muß dabei mitmachen. 
Sie muß ihre eigene Verantwortung 
erkennen. So wie wir die Weisheit und 
Erfahrung der Älteren brauchen, so brau- 
chen wir den Idealismus, den Mut und 
die Tatkraft der jungen Generation. 
Wir brauchen auch ihr Vertrauen — das 
Vertrauen in unsere Demokratie und in 
die Werte, die sie tragen. Demokratie ist 
eine anspruchsvolle Ordnung. Ihre 
Lebenskraft und ihre Zukunft hängen 
von Anerkennung und von Zustimmung 
der nachwachsenden Generation ab. 
Viele junge Menschen wollen wissen, in 
welche Zukunft der Weg führt und wel- 
chen persönlichen Beitrag sie leisten kön- 
nen. Wir können ihnen mit gutem Gewis- 
sen sagen: Ihr habt guten Grund zur 
Zuversicht: 
• Kaum eine Generation zuvor konnte 
so berechtigt die Hoffnung auf ein ganzes 
Leben in Frieden und Freiheit haben. Die 
bittere Erfahrung von Krieg und Gewalt- 

herrschaft darf sich nicht wiederholen — 
das ist die Lehre der Geschichte unseres 
Jahrhunderts. 
• Jungen Menschen bieten sich — bei 
allen Problemen und Fragen — vielfäl- 
tige Lebenschancen. Mit Lernfreude, mit 
Fleiß, mit Phantasie und mit Mittun kön- 
nen sie weit vorankommen, wenn sie 
neben den Rechten auch die Pflichten 
akzeptieren. 
• Wir leben in einem Land der freien 
Welt — mit sehr viel Freiraum für sinn- 
erfülltes Handeln. Mit persönlichen und 
privaten Initiativen, mit Mitmenschlich- 
keit und Dienst am Nächsten läßt sich 
viel Gutes tun — hier, bei uns zu Hause 
in der Bundesrepublik Deutschland, und 
draußen in der Welt in der Hilfe für 
Unterdrückte und Notleidende. 
Mit der jungen Generation — und für sie 
— wollen wir die Zukunft gewinnen. Ich 
bitte alle unsere Mitbürgerinnen und Mit- 
bürger um ihre Mithilfe. Mit Tatkraft, mit 
Mut und mit Zuversicht wollen wir 
Deutschland, unserem Vaterland, dienen. 

Werbe- und 
Informationsmaterial zur 
Regierungserklärung 
Die CDU-Bundesgeschäftsstelle wird die 
Regierungserklärung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl 
• als Broschüre 
„Regierungserklärung" 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 29,70 DM 
Bestell-Nr.: 3980 
• und mit einer Zeitung, die die zentralen 
Punkte in journalistischer und aktueller 
Form wiedergibt, verbreiten. 
CDU-extra: Regierungserklärung 
Mindestabnahme: 250 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 25,— DM 
Bestell-Nr.: 2981 
Bestellungen an: lS-Versandzentrum 
Postfach 1328,4804 Versmold 
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Die Führung der gemeinsamen 
Fraktion im 11. Deutschen Bundestag 
£DU und CSU haben die Führung 
ihrer Bundestagsfraktion vervollstän- 
digt, nachdem der Fraktionsvorsit- 
*ende Alfred Dregger (CDU) und sein 
erster Stellvertreter, der CSU-Landes- 
puppenvorsitzende Theo Waigel, 
bereits kurz nach der Bundestagswahl 
bestätigt worden waren. Als einzige 
V^eubesetzung unter den stellvertreten- 
den Fraktionsvorsitzenden wählte die 
*-DU in Bonn den hessischen Abgeord- 
neten Otto Zink. Er löst den aus 
Altersgründen aus dem Bundestag aus- 
geschiedenen Sozialexperten Adolf 
fuller (Remscheid) ab und wird in der 
*raktionsführung künftig für die 
^reiche Arbeit und Soziales sowie 
jagend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit zuständig sein. 

^ls stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
bestätigte die CDU ihre Abgeordneten 
Karl Miltner (zuständig für Recht, Inne- 
res, Umweltschutz), Hansheinz Hauser 
(Wirtschaft, Landwirtschaft, Verkehr, 

°st, Bau), Volker Rühe (Auswärtiges, 
erteidigung, Innerdeutsche Beziehun- 

gen, wirtschaftliche Zusammenarbeit) 
nd Roswitha Verhülsdonk (Forschung, 

"ildung). Die CSU-Landesgruppe bestä- 
'8te Karl-Heinz Spilker (zuständig für 
•nanzen, Haushalt und Steuern) als wei- 

eren stellvertretenden Fraktionsvorsit- 
zenden. 

usammen mit Alfred Dregger waren 
bereits Rudolf Seiters und Wolfgang 
J^tsch (CSU) als Parlamentarischer 
Geschäftsführer der Unionsfraktion 
bestätigt worden. Nun wählte die CDU 
5JS weitere Parlamentarische Geschäfts- 
führer Friedrich Bohl und Ingrid Roitzsch. 

rau Roitzsch ist auf diesem Posten 

Nachfolgerin der ins Verteidigungsmini- 
sterium berufenen Frauenpolitikerin 
Agnes Hürland. Justitiare der Fraktion 
sind Manfred Langner (CDU) und Alfred 
Sauter (CSU). 
Beisitzer im Fraktionsvorstand: Peter W. 
Höffkes und Dionys Jobst (CSU), Kurt H. 
Biedenkopf, Renate Hellwig, Karl-Heinz 
Hornhues, Hans-Peter Repnik, Hans Peter 
Schmitz (Baesweiler), Heinz Schwarz (alle 
CDU). 
Die CSU-Landesgruppe wählte die Abge- 
ordneten Peter Höffkes und Dionys Jobst 
zu Stellvertretern Waigels. Sprecher der 
Landesgruppe wurden Hermann Fellner 
(Recht, Innen, Umwelt, Sport), Rudolf 
Kraus (Wirtschaft, Landwirtschaft, Ver- 
kehr, Post und Raumordnung), Kurt 
Faltlhauser (Finanzen und Haushalt), 
Horst Seehofer (Arbeit und Soziales, 
Jugend, Familie, Gesundheit), Ortwin 
Lowack (Außen- Verteidigungs-, Deutsch- 
land- und Entwicklungspolitik) sowie 
Matthias Engelsberger (Forschung und 
Technologie, Bildung und Wissenschaft). 
Die Bundestagsfraktion hat 18 Vorsit- 
zende für die einzelnen Arbeitsgruppen 
(gleichzeitig Sprecher) der Fraktion 
gewählt: 
1. Recht (einschließlich Wahlprüfung, 
Immunität, Geschäftsordnung sowie Peti- 
tionen): Fritz Wittmann (CSU) 
2. Inneres (einschließlich Sport): 
Johannes Gerster (CDU) 
3. Wirtschaft: Matthias Wissmann (CDU) 
4. Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten: Egon Susset (CDU) 
5. Verkehr: Günter Straßmeier (CDU) 

6. Post- und Fernmeldewesen: Gerhard 
O. Pfeffermann (CDU) 
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7. Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau: Dietmar Kansy (CDU) 
8. Finanzen: Michael Glos (CSU) 
9. Haushalt: Manfred Carstens (Emstek) 
(CDU) 
10. Arbeit und Soziales: Horst Günther 
(CDU) 
11. Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit: Paul Hoffacker (CDU) 
12. Auswärtiges: Michaela Geiger (CSU) 
13. Verteidigung: Willy Wimmer (Neuss) 
(CDU) 
14. Deutschlandpolitik und Berlinfragen: 
Eduard Lintner (CSU) 
15. Wirtschaftliche Zusammenarbeit: 
Winfried Pinger (CDU) 
16. Forschung und Technologie: 
Christian Lenzer (CDU) 
17. Bildung und Wissenschaft: Klaus 
Daweke (CDU) 
18. Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit: Paul Laufs (CDU) 

Vorsitzende der Gruppe der Frauen: 
Ursula Männle (CSU) 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe Kommu- 
nalpolitik: (wird noch gewählt) 
Vorsitzender der Arbeitnehmergruppe: 
Herbert Scharrenbroich (CDU) 
Vorsitzender des Diskussionskreises Mit- 
telstand: Hansheinz Hauser (Krefeld) 
(CDU) 
Vorsitzender der Gruppe der Vertriebe- 
nen und Flüchtlinge: Herbert Czaja 
(CDU) 
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69 Prozent zufrieden mit 
Regierung 
Mit der Zusammensetzung der neuen 
Bundesregierung sind 69,1 Prozent aller 
Wahlberechtigten in der Bundesrepublik 
zufrieden. Dies hat eine Umfrage der 
Tübinger Wickert-Institute ergeben. 

Ein Grund, 
optimistisch zu sein 
Die Deutschen werden 1987 mehr rei- 
sen als je zuvor. Weltmeister des Aus- 
landsurlaubs. 
Nach einer gründlichen amerikani- 
schen Untersuchung haben die Deut- 
schen in der Bundesrepublik den 
höchsten Lebensstandard nach der 
unübertroffenen, durch keinen Krieg 
gebeutelten Schweiz. Wir liegen vor 
Amerikanern, Franzosen und Englän- 
dern. 
Ein Glücksfall? Nein — in erster Linie 
eigene Leistung, harte Arbeit, hohe 
Produktivität. Und eine Marktwirt- 
schaft, die Leistung belohnt. Sie bietet 
auch die Chancen, mit der Arbeitslo- 
sigkeit fertigzuwerden. 
Haben wir nicht allen Grund, optimi- 
stisch zu sein? 
(Bild, 17. 3. 1987) 

Hochstimmung im Handel 
Zufriedenheit und Zuversicht prägen bis 
auf ganz wenige Ausnahmen die 
Geschäftserwartungen im deutschen 
Handel. Wachsende Konsumbereitschaft 
und Ausgabefreude der Kunden haben 
die Umsätze so steigen lassen, daß der 
Handel nach einer Untersuchung des 
Deutschen Industrie- und Handelstages 
(DIHT) seine Geschäftssituation noch 
positiver als im Herbst 1986 einschätzt. 
Dabei ist allerdings der Einzelhandel 
erheblich zuversichtlicher als der Groß- 
handel. 
In der Zuversicht auf eine weitere Bele- 
bung der privaten Nachfrage haben die 
konsumnahen Handelsbereiche ihre Inve- 
stitionspläne merklich aufgestockt und 
auch eine leichte Ausweitung der 
Beschäftigung ins Auge gefaßt. 
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Frauen in die Politik - 
eine neue Bildungsoffensive 
*rauen sind in Parteien und Parlamen- 
^" nicht angemessen repräsentiert — 
•ne Erkenntnis, die keineswegs neu ist 

jjid auf die die politischen Parteien in 
ae»" Bundesrepublik Deutschland 
""terschiedlich reagieren. Eine wich- 
'ge Voraussetzung für die „gleichbe- 

rechtigte Teilhabe der Frauen an der 
Politischen und wirtschaftlichen 
Gestaltung der Zukunft" (Bundesmi- 
n,sterin Rita Süssmuth) ist die Bereit- 
cnaft der Frauen, sich in die politi- 

schen Willensbildungs- und Entschei- 
un.gsprozesse stärker als bisher einzu- 
engen. Wer aber mitwirken will, muß 

.^"kundig sein. In einer Reihe von 
Veranstaltungen gibt das Institut für 
P°»tische Bildung der Konrad-Ade- 
jjauer-Stiftung Frauen die Gelegen- 
eit» sich dieses Wissen anzueignen. 

^ Rahmen der systematischen politischen 
e'terbildung bietet das Institut in Schloß 
pholz, Wesseling, politische und kommu- 

j.a|Politische Seminare an, die aus je vier Stu- 
bestehen. Sie sind systematisch aufeinan- 

r aufgebaut und abschlußbezogen angelegt. 
d
achtagungen für Frauen, Aus- und Fortbil- 

k
ungsangebote zur Presse- und Öffentlich- 
''sarbeit und vieles andere mehr stehen auf 

°etn Programm. 
er die nächsten Termine, zu denen noch 

"meidungen möglich sind: 
rundseminare des Politischen Seminars 

Jl5- - 8. 5. 1987 
''l5-22. 5. 1987 
,L7- - 10. 7. 1987 
*7'9- - 2. 10. 1987 

eilnehmerbeitrag: 80 DM pro Woche 

•"undstudien des Kommunalpolitischen 
Dinars 

}\l- 17.7. 1987 3I0. 9. 10. 1987 

22.11.-27. 11. 1987 

Teilnehmerbeitrag: 80 DM pro Woche 

Kommunale Pressearbeit 
1.5.-3.5.1987 
22. 5. — 22. 5. 1987 
12. 6. — 14. 6. 1987 
Teilnehmerbeitrag: 50 DM 

Öffentlichkeitsarbeit im kommunalen 
Bereich 
13. 5. - 15. 5. 1987 
15. 5. - 17. 5. 1987 

Teilnehmerbeitrag: 50 DM 

Fachtagungen für Frauen 
22. 5. - 24. 5. 1987 
Engagement statt Quotierung — Wege der 
Frauen in die Politik 
Teilnehmerbeitrag: 60 DM 
17. 8. — 20. 8. 1987 
Mehr Chancen für Frauen — ein Argumenta- 
tionstraining 

Teilnehmerbeitrag: 80 DM 
23. 10. — 25. 10. 1987 
Schon am Grundgesetz arbeiteten Frauen mit — 
Zur Rolle der Frau in Familie, Wirtschaft und 
Politik 

Teilnehmerbeitrag: 60 DM 

Teilnahmebedingungen: Unterkunft und 
Verpflegung sind frei. Der Tagungsbei- 
trag ist jeweils bei den Veranstaltungen 
ausgewiesen. Fahrtkosten werden erstat- 
tet (Rückfahrkarte 2. Klasse der Deut- 
schen Bundesbahn — Eigenbeteiligung 
20 DM). Weitere Kosten entstehen nicht. 

Anmeldungen nimmt entgegen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Institut für Politische Bildung 
Schloß Eichholz, Postfach 1331 
5047 Wesseling 
Telefon (02236) 707-1 
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Der Weg 
der 

Parteien 
bei den 

Bundestags- 
wahlen 

1949    53   57   61   65   69   72   76   80   83 1987 
5?'2    I 48,6 48,8 

Stimmen- 
anteile in % 
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